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Editorial
Politische Bildung im öffentlichen Raum eröff-
net durch ihren aufsuchenden, aber auch ihren 
informellen Charakter besondere Bildungs- 
und Reflexionsmöglichkeiten: Sie knüpft direkt 
an die Lebenswelt der Menschen an, macht 
gesellschaftliche Aushandlungsprozesse sicht-
bar und ermöglicht Erfahrungen, die über 
das Klassenzimmer hinausgehen. Öffentliche 
Räume in Stadt und Land sind jedoch höchst 
unterschiedlich geprägt: Während urbane 
Räume eine Vielzahl an politischen Orten, Ak-
teur*innen und Konfliktlinien bieten, stehen 
hier Fragen nach Zugänglichkeit, Verdichtung 
und Konkurrenz um Aufmerksamkeit im Vor-
dergrund. Ländliche Räume dagegen eröffnen 
Nähe, Überschaubarkeit und tragfähige Netz-
werke, stellen politische Bildung aber zugleich 
vor Herausforderungen wie Abwanderung, 
begrenzte Infrastruktur und eine oft enge so-
ziale Kontrolle. 

Dr. Hannah Schilling, Studienleiterin an der 
Evangelische Akademie zu Berlin, widmet sich 
den öffentlichen Räumen als Räume für Mi-
kro-Politiken und Labore für gesellschaftliche 
Konflikte um Teilhabe und Repräsentation. 
Annette Wallentin und Anja Witzel, beide Re-
ferentinnen der Berliner Landeszentrale für 
politische Bildung, arbeiten ausgehend von 
konkreten Praxisbeispielen Potenziale und He-
rausforderungen (aufsuchender) politischer 
Bildung in urbanen Räumen heraus und David 
Jugel, wissenschaftlicher Mitarbeiter an der TU 
Dresden beschreibt den öffentlichen Raum auf 
dem Land als Brückenraum, stellt basierend auf 
empirischen Erkenntnissen Herausforderungen 
vor, betont aber auch besondere Potenziale. 

Im Gespräch mit Tanja Berg, Autorin des 
Praxishandbuchs „Demokratie in der Feuer-
wehr“, sprechen wir im Forum darüber, in-
wiefern die Freiwillige Feuerwehr ein Raum 
für politische (Selbst-)Bildungserfahrung sein 
kann und welche Rolle sie im Gefüge lokaler 
Gemeinschaften einnimmt. Für die Didaktische 
Werkstatt haben wir Methoden, Formate und 
Angebote zusammengestellt, die Ihnen den 
Einstieg in die Raumthematik, das Erforschen, 
Erkunden und Entdecken, aber auch das Ge-
stalten des (öffentlichen) Raums im Kontext 
von Bildungsprojekten erleichtern soll. 

Wir wünschen viel Freude beim Lesen und 
hoffentlich viele Anregungen für die eigene 
Praxis. 
� Oliver Emde, Steve Kenner

Stadt. Land. Raum

*	 Die Redaktion stellt den Autorinnen und Autoren 
grundsätzlich frei, in welcher Form sie eine gen-
dergerechte Schreibweise anwenden möchten.
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Zeitung
Mecklenburg-Vorpommern verankert Beutelsbacher Konsens 
im Schulgesetz 
Der Landtag Mecklenburg-Vorpommern hat 
am 28. Januar 2026 eine Änderung des Schul-
gesetzes beschlossen, mit der unter anderem 
der Beutelsbacher Konsens ausdrücklich in 
das Schulgesetz aufgenommen wird. Der neu 
eingefügte Absatz konkretisiert den Auftrag 
der Schule wie folgt:

„Die Schule steht in der Verantwortung, 
die im Grundgesetz und in der Verfassung 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern ver-
ankerten demokratischen Grundwerte aktiv 
zu vermitteln und zu schützen. Lehrerinnen 
und Lehrer sowie schulisches Personal sollen 
im Rahmen des Bildungs- und Erziehungsauf-
trages Äußerungen und Verhaltensweisen, 
die gegen die Menschenwürde, die Gleichbe-
rechtigung nach Artikel 3 des Grundgesetzes, 
die Freiheitsgrundrechte oder die freiheitliche 
demokratische Grundordnung gerichtet sind, 
entgegentreten. Lehrerinnen und Lehrer sind 
gehalten, die Qualitätsmaßstäbe und Grund-
sätze des Beutelsbacher Konsenses zu be-
rücksichtigen. Politische Kontroversen in der 
Gesellschaft sind hiernach auch im Unterricht 
in geeigneter Form als kontrovers abzubilden. 
Positionen, die sich im Widerspruch zur Wer-
teordnung und den Grundrechten befinden, 
sind davon nicht erfasst. Es ist unzulässig, 
Schülerinnen und Schüler im Sinne erwünsch-
ter Meinungen zu überwältigen und damit an 
der Gewinnung eines selbstständigen Urteils 
zu hindern.“

Mit der gesetzlichen Verankerung wird 
der Beutelsbacher Konsens erstmals in einem 
Schulgesetz ausdrücklich zum normativen 

Bezugspunkt schulischer Praxis. Ziel ist laut 
Begründung zum Antrag, die Demokratiebil-
dung zu stärken und Lehrkräften mehr Hand-
lungssicherheit im Umgang mit politischen 
Kontroversen zu geben. In der Begründung 
wird ausgeführt, dass damit die „zentralen 
Rahmenbedingungen und Qualitätsprinzipien 
der politischen Bildung an Schulen – das Über-
wältigungsverbot und das Kontroversitäts-
gebot –, die im sogenannten „Beutelsbacher 
Konsens“ beschrieben und seit fast 50 Jahren 
als fachliche Basis anerkannt sind“ verankert 
sind. Weiter heißt es: „Diese implizieren auch 
die Anforderung sowohl an Schülerinnen und 
Schüler als auch an Lehrerinnen und Lehrer, 
sich im Unterricht zu politischen Themen und 
Sachfragen argumentativ begründet positio-
nieren zu können, um eine Urteilsbildung für 
alle zu ermöglichen. Die Grenzen des Kont-
roversitätsgebotes werden aufgezeigt. Damit 

wird ausgeschlossen, dass beispielsweise die 
Holocaustleugnung mit Verweis auf den „Beu-
telsbacher Konsens“ als kontrovers zu behan-
delnde Position legitimiert werden kann.“  

Die Gesetzesnovelle wird von der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) als 
„Meilenstein“ gewertet, der „zur Festigung 
des demokratiebildenden Auftrages von Schu-
len“ beitrage. Die Süddeutsche Zeitung sieht 
darin eine Stärkung der politischen Bildung 
und verweist auf die erhöhte Rechtssicherheit 
für Lehrkräfte. Auch die Rostocker Politikwis-
senschaftlerin Dr. Gudrun Heinrich plädierte 
für die Aufnahme des Beutelsbacher Konsen-
ses ins Schulgesetz. Die Sicherheit, die das 
Schulgesetz biete, bringe „Abwehrmöglichkei-
ten gegenüber Angriffen derer, die von einer 
angeblichen Neutralität an Schulen sprechen“, 
so Heinrich. 

(ndr; Süddeutsche, br/la)

Sitzung des Landtages Mecklenburg-Vorpommern vor der Änderung des Schulgesetzes am 28.01.2026.
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AfD-nahe Stiftung vor möglicher 
Förderung

Im Bundeshaushalt für 2026 des von Alexan-
der Dobrindt (CSU) geführten Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat (BMI) sind 
zusätzliche Mittel für politische Stiftungen 
vorgesehen. Der Haushaltsposten „Global-
zuschüsse zur gesellschaftspolitischen und 
demokratischen Bildungsarbeit“ soll von 
168 auf 194 Millionen Euro steigen. Haus-
haltsexpert*innen gehen davon aus, dass 
der Aufwuchs auch mögliche Ansprüche der 
AfD-nahen Desiderius-Erasmus-Stiftung (DES) 
berücksichtigt. Damit wären im Budget vor-
sorglich jene umstrittenen Fördermillionen 
eingeplant, die die AfD seit Jahren einfordert 
– für den Aufbau eines eigenen rechten Bil-
dungswerks.

Bisher werden in Deutschland sechs par-
teinahe Stiftungen gefördert und im Bundes-
haushalt namentlich ausgewiesen: die Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Heinrich-Böll-Stiftung, 
Friedrich-Naumann-Stiftung, Konrad-Ade-
nauer-Stiftung, Hanns-Seidel-Stiftung sowie 
die Rosa-Luxemburg-Stiftung. Die DES erhält 
bislang keine Bundesmittel. 

Rechtsgrundlage ist das 2023 verabschie-
dete Stiftungsfinanzierungsgesetz (StiftFinG), 
das erstmals gesetzliche Regeln für die Finan-
zierung parteinaher Stiftungen festlegt. Dem-
nach erfolgt die Förderung entsprechend 
dem Wahlergebnis der nahestehenden Partei 
– frühestens jedoch nach deren drittem auf-
einanderfolgenden Einzug in den Bundestag. 
Diese Voraussetzung erfüllt die AfD seit der 
Bundestagswahl 2025, sodass der DES ab 
2026 grundsätzlich Mittel zustehen könnten.

Allerdings verweist Dobrindts Ministerium 
laut Bericht der Süddeutschen Zeitung auf 
eine weitere Bedingung des Stiftungsgeset-
zes: das aktive Eintreten für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung und den Ge-
danken der Völkerverständigung. Denn nur 
wenn das der Stiftung attestiert wird, be-
kommt sie Geld. Solange die Prüfung dieser 
Voraussetzung andauere, sei offen, ob die 
DES einen Anspruch auf die Mittel habe, heißt 
es aus dem Innenministerium. Mit dem er-
höhten Haushaltsansatz sei also noch „keine 
Vorentscheidung“ getroffen, stellt das Minis-
terium klar. 

� (Süddeutsche; br/la)

Sönke Rix (50, SPD) soll neuer Präsident 
der Bundeszentrale für politische Bil-
dung werden.

Foto: Foto-AG Gymnasium Melle - Eigenes 
Werk, CC BY 3.0, https://commons.wikimedia.
org/w/index.php?curid=35291988

Neuer Chef der BpB

Nach der 25-jährigen Ära von Thomas Krüger 
soll künftig Sönke Rix die Bundeszentrale für 
politische Bildung leiten. Dies teilte die stellver-
tretende Vorsitzende der SPD-Bundestagsfrak-
tion, Wiebke Esdar, auf Facebook mit. Auch 
das Redaktionsnetzwerk Deutschland (RND) 
berichtete unter Berufung auf Parteikreise. 
Die Nominierung folgt einer Vereinbarung im 
Koalitionsvertrag zwischen Union und SPD, die 
den Sozialdemokraten das Vorschlagsrecht für 
die Nachfolge Krügers einräumt. Die formelle 
Ernennung durch das Bundesinnenministe-
rium steht aktuell noch aus.

Rix vertrat 20 Jahre lang den Wahlkreis 
Eckernförde (Schleswig-Holstein) für die SPD 
im Bundestag. Zuletzt war er stellvertreten-
der Fraktionsvorsitzender für den Bereich Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend, Bildung 
und Forschung. Von 2022 bis 2024 war er 
auch Sprecher der „Parlamentarischen Lin-
ken“ in der SPD-Fraktion.

Als staatlich anerkannter Erzieher hat Sönke 
Rix auch berufliche Verbindungen zum Thema 
Bildung. Nach seinem Zivildienst arbeitete er un-
ter anderem in einer Ganztagsschule in Eckern-
förde. Bereits als familienpolitischer Sprecher 
der SPD-Bundestagsfraktion hatte sich Rix für 
ein Demokratiefördergesetz stark gemacht.

� (br/la; RND)

Mehr als Infrastruktur im  
Digitalpakt 2.0 

Die Bildungsministerien der Länder und Bun-
desbildungsministerin Karin Prien haben sich 
im Rahmen der Bildungsministerkonferenz 
am 18. Dezember auf den Digitalpakt 2.0 
verständigt. In den Jahren 2026 bis 2030 sol-
len bundesweit insgesamt 5 Milliarden Euro 
investiert werden – je zur Hälfte finanziert 
durch Bund und Länder.

Der Bund stellt 2,5 Milliarden Euro größten-
teils aus dem Sondervermögen „Infrastruktur 
und Klimaneutralität“ bereit, die Länder er-
bringen einen gleichwertigen Anteil. Damit 
knüpft der Digitalpakt 2.0 an den vorherigen 
Digitalpakt Schule (2019 bis 2024) an.

Neu ist die stärkere inhaltliche Akzentset-
zung. Der Digitalpakt 2.0 umfasst drei Hand-
lungsstränge: erstens digitale Ausstattung 
und IT-Infrastruktur (Finanzhilfen des Bundes 
an die Länder mit Weiterleitung an die Schul-
träger), zweitens Schul- und Unterrichtsent-
wicklung in Verantwortung der Länder und 
drittens den gemeinsamen Bund-Länder-
Strang „Digitales Lehren und Lernen“ zur 
Stärkung der Lehrkräftebildung.

Im Unterschied zum ersten Digitalpakt, der 
vor allem auf Geräte und Infrastruktur zielte, 
rückt nun die pädagogische Umsetzung di-
gitaler Bildung stärker in den Mittelpunkt. 
Die Initiative „Digitales Lehren und Lernen“ 
soll insbesondere die Fortbildung von Lehr-
kräften ausbauen. Der Bund plant, bis zu 250 
Millionen Euro in praxisorientierte Forschung 
zu investieren. Fünf Forschungscluster und 
eine wissenschaftlich geleitete Transferstelle 
sollen hierfür inhaltliche Schwerpunkte set-
zen. Ziel ist es, gemeinsam mit der Praxis in-
novative Ansätze für digitalen Unterricht zu 
entwickeln und Lehrkräfte gezielt auf neue 
Anforderungen vorzubereiten.

Die Präsidentin der Bildungsministerkonfe-
renz, Simone Oldenburg (Linke), sprach von 
einem am Ende sehr gelungenen Pakt. Man 
habe ein „Förderinstrument geschaffen, das 
Unterrichtsentwicklung, Infrastruktur und 
pädagogische Qualität gleichermaßen stärkt. 
Der heutige Beschluss zeigt: Wir handeln ge-
meinsam und entschlossen für gute Bildung 
in einer digitalen Welt.“
� (br/la, taz.de, BMBFSFJ)

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Politische Bildung in Niedersachsen 
nur noch Wahlangebot?

Die Pläne von Niedersachsens Kultusministe-
rin Julia Willie Hamburg (Grüne) zur Reform 
der gymnasialen Oberstufe stoßen auf Wi-
derstand. Während die Änderungen für die 
Qualifikationsphase (Jahrgänge 12 und 13) 
vergleichsweise wenig umstritten sind, ent-
zündet sich an der Einführungsphase in Jahr-
gang 11 eine breite Debatte. Schulen, Ver-
bände und Fachgesellschaften warnen vor 
einer Schwächung zentraler Bildungsbereiche 
– insbesondere der Fremdsprachen und der 
politischen Bildung.

Nach den Reformplänen wäre Politik-Wirt-
schaft in Jahrgang 11 nicht mehr verpflich-
tend. Das Ministerium verweist darauf, dass 
politische Bildung auch in anderen Fächern, 
etwa dem Erdkundeunterricht vermittelt 
werde. Die Vermittlung von Werten und Ein-

EU-Haushalt 2028–2034: Kritik an 
Erasmus+-Planungen

Die EU-Kommission hat Mitte des vergan-
genen Jahres ihren Vorschlag für den Mehr-
jährigen Finanzrahmen (MFR) 2028–2034 
vorgelegt. Für das Bildungsprogramm Eras-
mus+ sind demnach 40,8 Milliarden Euro vor-
gesehen – rund 50 Prozent mehr als in der 
laufenden Förderperiode.

Verbände warnen jedoch vor einer Fehl-
interpretation dieser Steigerung. Der Arbeits-
kreis deutscher Bildungsstätten (AdB) weist 
in einem Positionspapier darauf hin, dass die 
nominale Erhöhung durch kumulierte Infla-
tion, stark gestiegene Teilnehmendenzahlen 
und die geplante Integration des bislang ei-
genständigen Europäischen Solidaritätskorps 
(ESK) weitgehend aufgezehrt werde. Auch 
die Nationale Agentur beim Bundesinstitut 
für Berufsbildung (NA BIBB) kritisiert, dass der 
Anteil von Erasmus+ am EU-Gesamthaushalt 
faktisch von 2,5 auf etwa 2,0 Prozent sinke.

AdB und das European Youth Forum (YFJ) 
fordern daher eine deutliche Aufstockung des 
Programms auf insgesamt 130 Milliarden Euro. 
Kritisch bewertet wird zudem der Vorschlag, 
die bislang sektorspezifische Zweckbindung 
der Mittel – etwa für Schule, Hochschule, be-

Sächsischer Landtag beschließt 
Qualifizierungszeit

Der Sächsische Landtag hat ein Gesetz zur Ein-
führung einer Qualifizierungszeit verabschie-
det. Ab 2027 erhalten Beschäftigte im Freistaat 
einen Rechtsanspruch auf drei Tage bezahlte 
Freistellung pro Jahr für Weiterbildung.

Dem Beschluss war ein Volksantrag eines 
breiten Bündnisses vorausgegangen. Sachsen 
zählte bislang neben Bayern zu den wenigen 
Bundesländern ohne gesetzlich geregelte Bil-
dungszeit für Berufstätige.

Die Qualifizierungszeit umfasst beruf-
liche Weiterbildung, Qualifizierung für das 
Ehrenamt sowie ausdrücklich auch politische 
Bildung. Das Bündnis „5 Tage Bildungszeit 
für Sachsen“ begrüßte die Entscheidung: Bil-
dungszeit sei „mehr als ein arbeitsrechtliches 
Detail“, sie stärke Demokratie, fördere ehren-
amtliches Engagement und vertiefe den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt. 

� (br/la)

rufliche Bildung sowie Jugend- und Erwach-
senenbildung – aufzuheben. Auch die zuneh-
mende Ausrichtung auf „Employability“ wird 
kritisiert. Erasmus+ dürfe nicht zu einem reinen 
arbeitsmarktpolitischen Instrument werden.

Mit dem neuen Programm „AgoraEU“ 
plant die Kommission zudem ein Budget von 
rund 9 Milliarden Euro für Kultur, Medienfrei-
heit und zivilgesellschaftliches Engagement. 
Bereiche, die bislang unter Programmen wie 
CERV oder „Kreatives Europa“ verankert wa-
ren, sollen hier gebündelt werden. Teile des 
Programms betreffen damit auch die politische 
Bildung.

� (br/la; AdB, Na BIBB)

stellungen sei „als Querschnittsaufgabe aller 
Fächer des Fächerkanons zu verstehen“.

Der niedersächsische Landesverband der 
Deutschen Vereinigung für Politische Bildung 
(DVPB) widerspricht dieser Sichtweise entschie-
den. In seiner Stellungnahme heißt es: „Die vor-
liegenden Planungen der Landesregierung se-
hen vor, die Politische Bildung im gymnasialen 
Bildungsgang erheblich zurückzufahren.“ Auf 
dem Weg zum Abitur werde dieses Fach künf-
tig „nur noch eine Option unter vielen“ sein. Ein 
solcher Bedeutungsverlust sei „gerade vor dem 
Hintergrund der gegenwärtigen Bedrohungs-
lage demokratischer Wertehaltungen ein ver-
antwortungsloser Einschnitt“.

Besonders kritisch bewertet der Verband 
die Folgen für Gesamtschulen: Lernende hät-
ten dort „weder in der Sekundarstufe I noch 
in der Oberstufe verbindliche fachbezogene 
Politische Bildung mehr“. Aber auch Gymna-
siastinnen und Gymnasiasten würden auf ein 
„Minimalprogramm in den Jahrgängen 8–10 
verwiesen“. Die DVPB erinnert daran, dass 
Politische Bildung verfassungsrechtlich und de-
mokratiepädagogisch geboten sei. „Politische 
Bildung ist aus gutem Grund Kern des schuli-
schen Bildungsauftrags“, heißt es mit Verweis 
auf das Niedersächsische Schulgesetz. „Ler-
nende haben ein Recht auf Politische Bildung.“

Mitte des Jahres beginnt das Anhörungs-
verfahren. In Kraft treten soll die Reform zum 
Schuljahr 2027/2028, beginnend mit der Ein-
führungsphase. Angesichts der wachsenden 
Zahl kritischer Stellungnahmen deutet sich je-
doch an, dass die Diskussion über Jahrgang 11 
das Reformprojekt noch lange begleiten wird. 

� (br/la, News4teachers)

EU-Haushalt 2028-2034 im Überblick
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Fachbeiträge
Hannah Schilling 

Öffentliche Räume als Orte politischen Lernens

Urbanität lebt von öffentlichen 
Räumen
Lässt man Künstliche Intelligenz Bilder zu 
Städten generieren, erscheinen mit großer 
Wahrscheinlichkeit öffentliche Plätze in den 
Illustrationen – der Marktplatz mit dem Rat-
haus, der Park mit Grünflächen, Spielplätzen 
und Sitzgelegenheiten (Süddeutsche Zeitung 
2025). Auch in der Stadtsoziologie gilt der öf-
fentliche Raum als das beschreibende Charak-
teristikum des Städtischen (Bahrdt 1998). Die 
Entstehung urbaner Räume wird als Heraus-
bildung von neuen, getrennten Sphären des 
privaten Raums und des öffentlichen Bereichs 
beschrieben: In Europa veränderte sich Ende 
des 19. Jahrhunderts die Lebensweise grund-
legend mit der Industrialisierung – Menschen 
gingen zur Arbeit außer Haus in die neuen Fa-
briken, und damit entstand die moderne Stadt 
mit gesonderten Bereichen des Wohnens und 
des Arbeitens, und des öffentlichen Lebens 
zum Einkaufen, Handel und der politischen 
Verwaltung. Öffentliche Räume spiegeln dem-
nach gesellschaftliche Ordnung und Macht-
verhältnisse wider. Sie werden durch soziale 
Prozesse erst als solche Orte der Öffentlichkeit 
hergestellt. Charakteristisch für die öffentli-
chen urbanen Sphären ist das Aufeinander-
treffen vieler unterschiedlicher Menschen auf 
dichtem Raum, die sich als Fremde begegnen. 
Doreen Massey beschreibt dieses Miteinander 
in öffentlichen Räumen als ein Gefühl des „Zu-
sammengeworfen-Seins“ (2005: 149).

Wenn öffentliche Räume Mikro-Kosmen 
gesellschaftlichen Lebens und Ausdruck ge-

sellschaftlicher Ordnung sind, dann können wir 
hier vieles über die sozialen Verhältnisse, in de-
nen diese Kosmen verortet sind, und über poli-
tisches Handeln und Verhandeln dieser Verhält-
nisse lernen. Im Vordergrund steht die Frage, 
wer eigentlichen Zugang zu öffentlichen Räu-
men hat. Im Folgenden betrachten wir diese 
Frage auf zwei Ebenen: Zum einen beleuchten 
wir die Machtverhältnisse zwischen den Inte-
ressen politischer und ökonomischer Akteure 
und der Zivilgesellschaft, den Stadtbewoh-
ner*innen selbst. Für wen werden öffentliche 
Räume gestaltet und wer kann hier mitbestim-
men? Zum anderen ist es spannend, sich die 
Mikropolitiken von Nutzer*innen öffentlicher 
Räume selbst anzuschauen, in denen Rauman-
sprüche in Verhandlung geraten und durch die 
Ein- und Ausschlüsse produziert werden. 

Das Ideal der Zugänglichkeit und die 
Frage nach Repräsentation
Der Marktplatz ist ein gängiges Sinnbild eines 
öffentlichen Raumes, denn er steht für alle of-
fen: es gibt normalerweise keine Schranken, 
es werden keine Eintrittsgelder erhoben oder 
eine bestimmte Kleiderordnung verlangt. Im 
Idealfall wird der Platz von der Stadt verwaltet, 
Grund und Boden gehören der Kommune. Das 
Beispiel zeigt, dass die allgemeine Zugänglich-
keit als grundlegendes Merkmal öffentlicher 
Räume definiert wird (Wehrheim 2009: 25). 
Dieser Aspekt ist gleichzeitig ein normatives 
Ideal, welches oft nicht realisiert ist an öffent-
lichen Plätzen. So kann man beim Beispiel des 
Marktplatzes fragen: Wird der Platz wirklich 

von allen in der Stadt genutzt? Welche impli-
ziten Zugangsregeln oder auch Lebensverhält-
nisse machen den Zugang zu diesem Raum un-
möglich oder schwierig? Und ist der Platz tat-
sächlich ein Gemeingut oder wird der Platz im 
Rahmen einer public-privat-partnership schon 
längst von privaten Unternehmen mit verwal-
tet und baulich weiterentwickelt? 

Die Überprüfung der Zugänglichkeit ist 
deshalb so relevant, weil mit dem Begriff 

der Öffentlichkeit auch bestimmte politische 
Ideale verbunden sind, wie zum Beispiel das 
Habermas’sche Ideal der Öffentlichkeit als 
(symbolischer) Ort des demokratischen Dis-
kurses. Städtische öffentliche Räume können 
auch zu solchen Öffentlichkeiten werden. 
Dann tangiert die Frage nach Zugänglichkeit 
auch die der Repräsentation: Welche (norma-
tiven) Vorstellungen zu Nutzung und welche 
Identitäten werden an öffentlichen Räumen 
sichtbar? Solche Aushandlungsprozesse von 
Repräsentation im öffentlichen Raum sind ein 
spannendes Thema politischen Lernens. 

Als Hintergrund für die Erkundungen im 
Stadtraum im Rahmen von Bildungsangebo-
ten eignen sich Analysen zu stadtpolitischen 
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Entwicklungen in Nordamerika und Europa. 
Autor*innen wie Sharon Zukin (1998), Ri-
chard Sennett (1986) oder auch Don Mitchell 
(2003) beschrieben bereits vor 30 Jahren eine 
Krise des öffentlichen Raums. Durch eine zu-
nehmende Kommerzialisierung und Kontrolle 
öffentlicher Plätze unter dem Stichwort Si-
cherheit stehen immer weniger Flächen in der 
Stadt zur freien Aneignung zur Verfügung. In 
Städten finden wir „Umgebungen, die mehr 
auf dem Wunsch nach Sicherheit als nach 
Interaktion, mehr nach Unterhaltung als nach 
(möglicherweise konfliktreicher) Politik beru-
hen. Im Ergebnis entstehen (…) tote öffentliche 
Räume, wie die kargen Plätze, die so viele mo-
derne Bürotürme umgeben.“ (Mitchell 2003: 
138) Auch heute fördern Politiken des öffent-
lichen Raums Investitionen in Einkaufsmeilen 
oder Immobilienprojekte, statt Freiflächen zu 
erhalten. Die Diskussionen um eine Bebauung 
des Tempelhofer Felds in Berlin sind ein Beispiel 
dafür, wie umkämpft der noch existierende 
freie Raum in Städten ist. Zahlreiche Einkaufs-
meilen entstanden in den letzten Jahren in Ber-
lin an öffentlichen Knotenpunkten städtischen 
Lebens, wie die Berlin Mall am Leipziger Platz 
oder die East Side Mall neben dem S-Bahnhof 
Warschauer Straße. 

Solche öffentlichen Räume sind dann 
formal frei zugängliche Orte, aber es zeigt 
sich eine ganz bestimmte, machtvoll durch-

gesetzte Vision von öffentlichem Raum. In 
den Handlungen von Politik, Verwaltung 
und Investor*innen wird öffentlicher Raum 
als Repräsentation von Raum gestaltet, also 
als geplanter, kontrollierter und geordne-
ter Raum (Lefebvre 1991, in Mitchell 2003, 
128f.). Das Credo dieser Vision öffentlicher 
Räume lautet: „Die Nutzer(*innen) dieses 
Raums müssen sich wohlfühlen und sollten 
nicht durch unansehnliche Obdachlose oder 
unerwünschte politische Aktivitäten vertrie-
ben werden“ (ibid.). Hier wird deutlich: Politi-
ken der Repräsentation erzeugen machtvolle 
Ausschlüsse. Randgruppen werden verdrängt 
und mit gezielter Imagepolitik bestimmte In-
vestor*innen und Tourist*innen angelockt. 
Solche stadtpolitischen Entscheidungen ste-
hen im Widerspruch zu einer Vision des öf-
fentlichen Raums als angeeigneter, gelebter 
und genutzter Raum. Henri Lefebvre spricht 
dann von repräsentativen Räumen. In diesem 
Fall werden öffentliche Räume von politi-
schen Akteur*innenen und Bewohner*in-
nen eingenommen und umgenutzt, z. B. bei 
Demonstrationen, aber auch im Falle von viel 
alltäglicheren Umnutzungen von Plätzen als 
Freizeitort, Schlafplatz, Arbeitsort etc. 

In Bildungsangeboten öffentliche Räume 
zu erkunden und dabei zu beobachten, wo 
Politiken der Repräsentation auf konkrete, all-
tägliche Raumpraktiken treffen, ist ein span-
nender Ausgangspunkt für die Frage, welche 
Gruppen in Gesellschaften sichtbar werden 
und als legitime Mitglieder der Gemeinschaft 
angesehen werden – und welche nicht. Hier 
kristallisieren sich dann auch Fragen von Teil-
habe an Demokratie, an politischer Mitbe-

stimmung und Repräsentation heraus. Und es 
kann diskutiert werden, inwiefern ein Recht 
auf Stadt (Lefebvre) für alle realisiert ist, das 
heißt die Möglichkeit, sich städtische Räume 
anzueignen und deren Gestaltung mitbestim-
men zu können. Marginalisierte Gruppen, die 
für die Gesellschaft unsichtbar sind, können, 
indem sie öffentlichen Raum beanspruchen, 
auch selbst als soziale Gruppen öffentlich 
werden und ihre legitime Mitgliedschaft zur 
Gemeinschaft einfordern. „Und in diesem 
Sinne sind öffentliche Räume für das Funk-
tionieren von demokratischer Politik absolut 
essentiell“ (Mitchell 2003: 129).

Das Kriterium der allgemeinen Zugänglich-
keit ist zur Definition des öffentlichen Raums 
nur ein erster Schritt. Davon ausgehend kann 
diskutiert werden, inwiefern formale Zugangs-
voraussetzungen schon politisch beeinflusst 
sind durch Politiken der Repräsentation und 
durch die Gestaltung und Kontrolle von öffent-
lichen Räumen. Und damit wird auch deutlich, 
dass öffentliche Räume nie durch Stabilität und 
Kontinuität gekennzeichnet sind. Sie werden 
als Räume der Verhandlung „von heteroge-
nen Gruppen oder auch Teilöffentlichkeiten 
hergestellt, benutzt und verhandelt.“ (Wild-
ner 2003) Dazu schauen wir im nächsten Ab-
schnitt genauer auf die Formen der Sozialität 
und der Praktiken, die öffentliche Räume zu 
besonderen politischen Räumen machen. 

Mikro-Politiken städtischen Lebens
Öffentliche Räume sind gekennzeichnet 
durch eine bestimmte Form des Miteinander-
seins – anders als im privaten Raum begeg-
net man nicht ausschließlich vertrauten Per-
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Öffentlicher Raum ist auch Raum politischer Artikulation, bspw. im Rahmen von 
Demonstrationen.
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Auch wenn die Nutzung von Shopping-
Malls als außerschulische Lernorte eini-
ge Herausforderungen mit sich bringt, 
lassen sich hier viele politische Themen 
aus dem Ort heraus erarbeiten.
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Prominent umkämpfter Ort: Die Auseinandersetzungen um die Nutzung des Tempel-
hofer Felds in Berlin eignet sich gut als exemplarischer Fall für die politische Bildung

sonen, sondern ist dem „prüfenden Blick von 
jedermann ausgesetzt“ (Sennett 1986, zitiert 
in Wildner 2003), man ist Beobachter*in und 
Beobachtete*r zugleich. Fran Tonkiss (2010) 
unterscheidet zwischen drei verschiedenen 
Arten öffentlicher Räume, an denen jeweils 
andere Formen des Miteinanderseins zu be-
obachten sind. Erstens beschreibt sie den 
Marktplatz bzw. öffentlichen Platz als einen 
Ort der kollektiven Zugehörigkeit. Als solcher 
wirft dieser Ort also die Frage nach Repräsen-
tation auf, die oben bereits diskutiert wurde. 

Daneben gibt es zwei weitere Formen öf-
fentlicher Räume – und diese sind besonders 
spannend für eine Untersuchung von Raum-
politiken im Kleinen. Zunächst seien hier Cafés, 
Kneipen, Bars zu nennen, die als Dritte Orte 
auch Räume darstellen, an denen öffentli-
ches Leben entstehen kann – auch wenn sie 
meistens privateigentümlich organisiert sind 
und daher auf den ersten Blick gar nicht dem 
Kriterium der allgemeinen Zugänglichkeit ent-
sprechen. Diese Orte der Geselligkeit sind je-
doch bedeutende Orte des Öffentlichen, und 
sind am ehesten Orte entsprechend des von 
Jürgen Habermas entwickelten Verständnisses 
einer demokratischen Öffentlichkeit als Orte 
kommunikativen Handelns (Tonkiss 2010: 67). 

Wie können wir in solchen Räumen Ein- 
und Ausschlüsse beobachten und greifen? 
Zunächst ist es spannend zu fragen, welche 
öffentlichen Räume als solche sichtbar und 
erkennbar im Stadtbild sind – gerade, wenn 
man sich nicht nur auf die Räume der Reprä-
sentation beschränkt, sondern auch Dritte 

Orte miteinschließt. Menschen können sich 
Dritte Orte als öffentliche Sphären aneignen 
und politisch nutzen, um ihre Belange zu arti-
kulieren, Gemeinschaft zu formen und als poli-
tische Kollektive sichtbar zu werden. Solche 
Räume sind vielleicht versteckt und klandestin, 
aber wichtig, um marginalen oder antagonis-
tischen Stimmen und Meinungen Raum zu ge-
ben (ibid.: 68). Welche Orte und Stimmen im 
jeweiligen Kontext als Gegenöffentlichkeiten 
gerahmt werden können, ist eine spannende 
Leitfrage zur Erkundung von städtischem Le-
ben. Vielleicht bietet sich dann ein Gespräch 
mit Nutzer*innen und/oder Betreiber*innen 
der Shisha-Bar in der nächsten Nachbarschaft 
an oder ein Besuch neuer migrantischer Kir-
chengemeinden, die als soziale Infrastruktur 
städtische Teilhabe von Zugezogenen ermög-
lichen (Schilling 2016). So gibt es, mit Nancy 
Fraser (1990) gesprochen, nicht nur die eine 
bürgerliche Öffentlichkeit – sondern multiple 
Gegenöffentlichkeiten, insbesondere auch von 
marginalisierten Gruppen der Gesellschaft. In-
dem man in Bildungsformaten Akteure aus 
gesellschaftlichen Minderheiten einlädt oder 
sie in ihren Räumen kollektiver Sozialität be-
sucht, um mit ihnen über öffentliche Räume 
in der Stadt zu sprechen, kann man politisches 
Lernen anstoßen und die Pluralität von Öffent-
lichkeiten sichtbar machen.

Als dritte Variante öffentlicher Räume 
nennt Tonkiss (2010) Straßen oder öffent-
lichen Nahverkehr. Diese sind Räume des 
gemeinschaftlichen Nutzens, in denen es 
weniger um Zugehörigkeit oder Geselligkeit 

geht, sondern eher um ein tatsächliches funk-
tionales Teilen von Räumen. Die räumliche 
Nutzung beruht dann auf dem Anspruch der 
gleichen Rechte zu alltäglichen und essenziel-
len Räumen des öffentlichen Lebens (ibid.: 
67f.). Diese alltäglichen Räume der Straßen, 
der U-Bahn, der Plätze sind auch Orte für 
„micro-politics of urban life“ (ibid.: 59), Orte, 
an denen Menschen ihre räumlichen Rechte 
ausüben und Ansprüche auf Räume verhan-
deln. Diese Raumpolitiken werden mit den 
Körpern gelebt genauso wie sie in Gesetzen 
festgeschrieben werden. Und man kann hier 
sehr gut beobachten, wie ein Recht auf Stadt 
nicht für alle gleichermaßen gilt und realisiert 
ist, wenn beispielsweise an Bahnhöfen nicht-
Weiße Menschen gezielt von Sicherheitsper-
sonal auf Tickets kontrolliert werden (ibid.).

Für die Untersuchung von Mikro-Politiken 
im öffentlichen Raum von Straßen und Plätzen 
ist es spannend, über die Lesart der öffentli-
chen Soziabilität im Simmelschen Sinne hin-
weg zu kommen, für den der Sozialtypus der 
modernen Großstadt von Anonymität zuein-
ander geprägt ist. In der konkreten, gelebten 
Praxis sind auf der Straße und an öffentlichen 
Plätzen nicht alle gleich positioniert. Vielmehr 
gibt es eine Reihe an sozialen Kodierungen 
und symbolischen Ordnungen, die auch hier 
Ein- und Ausschlüsse und Machtverhältnisse 
reproduzieren. Leslie Kern macht diese Situiert-
heit deutlich, wenn sie in Abgrenzung zu ei-
nem „männlichen“ Erleben ihr Erleben als Frau 
im öffentlichen Raum als exponiert beschreibt: 

„Als Frau hatte das Gefühl völliger Anonymi-
tät oder Unsichtbarkeit in der Stadt für mich 
noch nie existiert. Die konstante Antizipation 
von Belästigungen bedeutete, dass die Fähig-
keit, als Teil der Masse dahinzugleiten, stets 
flüchtig war.“ (Kern 2024: 30) 

Die gesellschaftlichen Machtverhältnisse 
werden auch in die gebaute Umwelt einge-
schrieben: Kern setzt ihre Beschreibungen 
von Ausschlüssen fort und schreibt darüber, 
wie sie sich als Frau in öffentlichen Transport-
systemen ausgegrenzt fühlt: 

„Jeder Aspekt des öffentlichen Nahverkehrs 
erinnerte mich daran, dass ich nicht dem da-
für vorgesehenen Nutzer entsprach. Treppen, 
Drehtüren, Drehkreuze, kein Platz für Kinder-
wägen, rüpelhafte Kommentare, Blicke: All 
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das sagte mir, dass die Stadt nicht mit Eltern 
und Kindern im Kopf konzipiert worden war.“ 
(ibid.: 44)

Gesellschaftliche Machtverhältnisse drücken 
sich nicht nur architektonisch aus, sondern 
werden auch in den Individuen selbst als Ha-
bitus (Bourdieu) verinnerlicht, mit dem Men-
schen ihre Umwelt wahrnehmen und sich zu 
ihr in Beziehung setzen. So können sich in ei-
nem Park bestimmte Nutzungspraktiken eta-
blieren, die für die einen vertraut und selbst-
verständlich, für andere beängstigend oder 
ausschließend wirken – z. B. gemeinsames 
Trinken oder gemeinsame Yogapraktiken 
als kontrastierende Bilder von Praktiken, die 
öffentliche Räume ermöglichen. Die Zugäng-
lichkeit von Orten hat also auch etwas mit 
Aneignungspraktiken und den eingeschrie-
benen sozialen Machtverhältnissen zu tun. 

Daraus ergibt sich die spannende Beobach-
tungsaufgabe, Codes und Praktiken zu erfor-
schen, die als Normalitäten an einem Ort eta-
bliert wurden, und anderen das Gefühl geben 
kann, nicht „dazuzugehören“. Diese Codes und 
Praktiken können auch auf einer sensoriellen 
Ebene gelagert sein. Christine Barwick-Gross 
et al. erforschen, wie Mikro-Ausschlüsse über 
Sinneseindrücke wie z. B. Gerüche und Geräu-
sche organisiert werden, und damit Weißsein 
als Norm im städtischen Raum reproduzieren 
(Barwick-Gross et al. 2025). Auch eine genaue 
Beobachtung der baulichen Struktur kann verra-
ten, für wen die öffentlichen Räume konzipiert 
sind, und wie diese in der Praxis angeeignet und 

genutzt werden – Experimente und Interventio-
nen im öffentlichen Raum könnten hier solche 
Normen und Selbstverständlichkeiten in Frage 
stellen und Machtverhältnisse aufdecken. 

Öffentliche Räume als Labore für  
gesellschaftliche Konflikte um Teilhabe 
und Repräsentation
Der öffentliche Raum eignet sich als politischer 
Lernort, weil hier abstrakte Begriffe wie Reprä-
sentation, Macht und Teilhabe lebendig und 
greifbar werden. Wenn wir uns als Lernende 
mit unseren Körpern in den Alltag der Stadt 
begeben, können wir eigene Selbstverständ-
lichkeiten hinterfragen und den eigenen Alltag 
mit gewisser Distanz und reflexivem Blick neu 
erkennen. Der Marktplatz, den wir jedes Jahr 
an Weihnachten besuchen, um mit Kolleg*in-
nen einen Weihnachtspunsch zu trinken, wird 
dann zu einem Ort, an dem wir beobachten 
können: Wer hält sich hier auf – und wer fehlt? 
Welche Feste und Rituale haben in der Öffent-
lichkeit Raum – und welche nicht? Wessen 
Interessen haben sich durchgesetzt, dass der 
Marktplatz als Weihnachtsmarkt und nicht als 
Winter-Herberge für wohnungslose Menschen 
genutzt wird? Und was passiert ganz neben-
bei, unvorhergesehen, auf solch einem Platz – 
wenn sich Menschen den Raum nehmen und 
demonstrieren, oder beginnen, die lose Erdflä-
che um die Bäume mit Blumenzwiebeln zu be-
stücken? Öffentliche Räume konstituieren sich 
durch gelebte Praktiken, die trivial erscheinen 
und dennoch von Bedeutung sind. Öffentli-
cher Raum ist nicht nur physischer Raum, der 
determiniert und fixiert und begrenzt ist, son-
dern der im Kontakt und in der Begegnung 
mit anderen hergestellt wird. Hierbei werden 
Ein- und Ausschlüsse produziert und städti-
sche Ungleichheiten können verhandelt und 
herausgefordert werden. 

Öffentliche Räume sind Labore für gesell-
schaftliche Konflikte um Teilhabe und Reprä-
sentation – zum einen auf der Ebene der Stadt-
planung und -entwicklung, zum anderen auf 
der Ebene der Interaktionen auf öffentlichen 
Plätzen und in öffentlichen Räumen selbst. 
Diese beiden Ebenen sind dabei miteinander 
verschränkt – und gerade dadurch ist es mög-
lich, Politik verständlich zu machen: Als ste-
tiges Ringen zwischen Ordnung und Aneig-
nung, zwischen formalen Visionen und infor-
mellen Lebenspraktiken. Daran anschließend 
können wir die Frage stellen, ob in den kon-

kreten Stadträumen der Pluralität städtischen 
Lebens ausreichend Sichtbarkeit geschenkt 
und sie Menschen ermöglichen, ihre gleichen 
Rechte zu realisieren. Die Herausforderung 
dabei ist, dass Raumpraktiken nicht immer 
sichtbar und vor allem stets im Fluss sind. Mit 
dem öffentlichen Raum zu lernen heißt des-
halb auch, genau hinzusehen, mit anderen 
Nutzer*innen ins Gespräch zu kommen und 
die eigene Perspektive als situierten Blick zu 
erkennen, die Temporalitäten des Raumes zu 
begreifen, vielfältige Sinneseindrücke mit ein-
zubeziehen und anzuerkennen, dass Städte 
stets im Werden und nie fertig sind.

Literatur
Bahrdt, H.-P. (1998): Die moderne Großstadt. Opladen.
Barwick-Gross, C./Chollet, J./Kulz, C. (2025): Rese-

arching urban diversity and the (re-)production 
of whiteness. In: Frontiers in Sociology. 10/2025. 
https://www.frontiersin.org/journals/sociology/
articles/10.3389/fsoc.2025.1512271/full Letzter 
Zugriff: 22.12.2025.

Fluder,M./Moreno, L./Sonnabend, L. (2025): Wie 
die KI München sieht. In: Süddeutsche Zeitung. 
https://www.sueddeutsche.de/projekte/ar-
tikel/muenchen/muenchen-kuenstliche-intel-
ligenz-bilder-fehler-e845686/?reduced=true 
Letzter Zugriff: 12.12.2025.

Fraser, N. (1990): Rethinking the public sphere: A con-
tribution to the critique of actually existing demo-
cracy. In: Social Text, 25/26, S. 56 – 80.

Kern, L. (2024): Feminist City. Münster.
Lefebvre, H. (1991; 1974): The Production of Space. 

Oxford.
Massey, D. (2005): For Space. London.
Mitchell, D. (2003): The Right to the City. Social 

Justice and the Fight for Public Space. New York.
Schilling, H. (2016): Holding on to Faith. Religion as 

Resource to Create Capabilities in Face of Institu-
tional Discrimination. In: Blokland, T./Giustozzi, 
C./Krüger, D./Schilling, H. (Hg.): Creating the Un-
equal City. Farnham, S. 177 – 194.

Sennett, R. (1986): Verfall und Ende des öffentlichen 
Lebens. Die Tyrannei der Intimität. Frankfurt/Main.

Tonkiss, F. (2010): Space, the City and Social Theory. 
Cambridge.

Wehrheim, J. (2009): Der Fremde und die Ordnung 
der Räume. Opladen.

Wildner, K. (2003): La plaza: Öffentlicher Raum als 
Verhandlungsraum. In: Transversal. 09/2003 
https://transform.eipcp.net/transversal/1203/
wildner/de.html Letzter Zugriff: 22.12.2025.

Zukin, S. (1998): Signification and function in modern 
space. In: Various Authors (Hg.) Ciutat real, ciutat 
ideal: Significat i funció a l’espai urbà modern [Real 
city, ideal city: Signification and function in mo-
dern space]. Centre of Contemporary Culture of 
Barcelona. https://www.cccb.org/rcs_gene/po-
litics_aesthetics.pdf Letzter Zugriff: 22.12.2025.

Wie können halböffentliche und priva-
tisierte Räume für politisches Lernen 
genutzt werden?

Fo
to

: H
an

na
h 

Sc
hi

llin
g

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.

https://www.frontiersin.org/journals/sociology/articles/10.3389/fsoc.2025.1512271/full
https://www.frontiersin.org/journals/sociology/articles/10.3389/fsoc.2025.1512271/full
https://www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/muenchen/muenchen-kuenstliche-intelligenz-bilder-fehler
https://www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/muenchen/muenchen-kuenstliche-intelligenz-bilder-fehler
https://www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/muenchen/muenchen-kuenstliche-intelligenz-bilder-fehler
https://transform.eipcp.net/transversal/1203/wildner/de.html
https://transform.eipcp.net/transversal/1203/wildner/de.html
https://www.cccb.org/rcs_gene/politics_aesthetics.pdf
https://www.cccb.org/rcs_gene/politics_aesthetics.pdf


Fachbeiträge 11POLIS   1/2026

Annette Wallentin, Anja Witzel 

Politik „en passant“: Aufsuchende politische Bildung  
im Stadtraum

In diesem Beitrag wird ausgelotet, inwiefern 
der öffentliche Stadtraum als Bildungsraum, 
insbesondere als Raum für politische Bil-
dungsprozesse, dienen kann, was ihn charak-
terisiert und wo die Chancen und Herausfor-
derungen von politischer Bildungsarbeit im 
Stadtraum liegen.

Zunächst einige Beispiele aus der 
Praxis

1. Politik isst Wurst! Nachbar:innen und 
Politiker:innen grillen gemeinsam
Ein Samstag im Juni. Am frühen Nachmittag 
sind sowohl Nachbar:innen als auch Bezirks-
politiker:innen auf einem vielbesuchten öf-
fentlichen Platz eingeladen, um gemeinsam 
zu grillen und miteinander ins Gespräch zu 
kommen. An kleinen Stehtischen kommen 
wechselnde Grüppchen zusammen. In infor-
mellen Gesprächen tauschen sie sich – mo-
deriert durch die Veranstalter:innen eines 
Stadtteilzentrums, die auch für Grill, Wurst 
und Brötchen sorgten – über aktuelle Heraus-
forderungen und Bedarfe im Stadtteil aus.

2. Interaktiver Stadtrundgang zu 
Klimagerechtigkeit
18 erwachsene Personen stehen vor einem Ein-
kaufszentrum. Sie halten unterschiedliche Auf-
gabenzettel in der Hand. Einige gehen in den 
Supermarkt und studieren das Kleingedruckte 
auf bestimmten Lebensmitteln. Andere be-
trachten aufmerksam den Showroom eines 
Autoherstellers, während wiederum weitere 
kurze Gespräche mit Passant:innen führen. 
Hinterher kommt die Gruppe wieder zusam-
men und alle berichten, was sie herausgefun-
den haben. Die Workshopleiterin stellt auswer-
tende Fragen und bringt die verschiedenen 
Erkenntnisse unter dem Thema Klimagerech-
tigkeit in einen größeren Zusammenhang.

3. Peer-Wahl-Scouts
Zwei Wochen vor der Europawahl 2024: In 
Zweierteams laufen Peer-Wahl-Scouts über 
öffentliche Plätze und gehen auf Jugendliche 

zu, die sich dort aufhalten. Ein Gespräch über 
die anstehende Europawahl und die in Berlin 
neu eingeführte Absenkung des Wahlalters 
auf 16 Jahre entsteht. Die Peer-Wahl-Scouts 
laden die Jugendlichen ein, von ihrem Recht 
auf politische Mitbestimmung Gebrauch zu 
machen und stellen Möglichkeiten vor, sich 
allparteilich über die Inhalte der zur Wahl ste-
henden Parteien zu informieren. Zuvor waren 
die Peer-Wahl-Scouts – ihrerseits selbst junge 
Erwachsene im Alter zwischen 18 und 27 Jah-
ren – für ihren Einsatz ausgebildet worden 
und hatten geeignete Plätze recherchiert.

Weitere allgemeinere, über den Berliner 
Kontext hinausgehende Beispiele finden sich 
in der didaktischen Werkstatt dieser POLIS-
Ausgabe. Gemeinsam ist allen beschriebenen 
Szenarien, dass politische Bildung im öffentli-
chen Stadtraum stattfindet.

Was charakterisiert den öffentlichen 
Stadtraum?
Jede:r Stadtbewohner:in verbringt viel All-
tagszeit im öffentlichen Raum, auf Straßen, 
Wegen, Plätzen, in öffentlichen Verkehrs-
mitteln, im Auto oder auf dem Fahrrad, in 
Geschäften, Behörden, Parks oder Veran-
staltungsorten. Der Stadtraum wird genutzt 
für Mobilität, soziale Interaktion, Handel, 
Freizeitgestaltung, politische Beteiligung und 
vieles mehr. Sobald Menschen ihre persönli-
che Privatsphäre verlassen, betreten sie den 
sozial geteilten Raum. Hier begegnen sich 
Menschen – wobei Begegnung vieles bedeu-
ten kann: sie kann funktional, gleichgültig, 
tolerant oder gemeinschaftlich und verbin-
dend sein. Auch Konflikte, Ausgrenzung und 
Stigmatisierung finden im öffentlichen Raum 
statt.

Atmosphärisch ist der Stadtraum denk-
bar vielfältig: ruhig oder laut, zentral oder 
am Rand, verkehrsreich, herrschaftlich oder 
marode, bewohnt, bepflanzt oder befahren, 
grün, grau oder bunt. Öffentliche Orte haben 
eine bestimmte materielle Beschaffenheit, 
mit der die Menschen konfrontiert werden 
und mit der sie umgehen müssen. Dabei 

ist nicht jeder Ort für jede Person gleicher-
maßen zugänglich. Da sich Alltagsrealitäten 
der Menschen in der Stadt hinsichtlich ihrer 
sozioökonomischen und biografischen Situ-
ationen und Bedürfnisse stark voneinander 
unterscheiden, führt das zu sehr unterschied-

lichen Erfahrungen im Stadtraum. Wer täglich 
mit seinem Kind den Kinderspielplatz besucht 
und abends meist zu Hause bleibt, erlebt den 
Stadtraum anders als jemand, der freiberuf-
lich im Homeoffice tätig ist und abends oft 
ausgeht. Wer im Seniorenalter mobilitäts-
eingeschränkt ist und Mühe hat, den unab-
lässigen Wandel der Stadt nachzuvollziehen, 
macht andere Erfahrungen als ein:e Schüler:in 
aus einer Familie mit kleiner Wohnung, die/
der den öffentlichen Raum als Ort für Auto-
nomie und selbstbestimmte Entwicklung be-
nötigt.

Welche Möglichkeiten und Qualitäten 
bietet der öffentliche Stadtraum in 
seiner Vielfältigkeit für die politische 
Bildung? 
Bevor die Potenziale des Agierens im öffentli-
chen Stadtraum für die politische Bildung skiz-
ziert werden, muss geklärt werden, welche 
Ziele diese überhaupt verfolgt. Das grundsätz-
liche Anliegen von politischer Bildung in einer 
demokratischen Gesellschaft ist es, Menschen 
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Bildung in der Berliner Landes-
zentrale für politische Bildung. 
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aller Altersgruppen und Milieus zu politischer 
Teilhabe zu ermutigen. Aus der sozialwissen-
schaftlichen Forschung wissen wir, dass die 
Voraussetzungen dafür sehr unterschiedlich 
sind und verschiedene Möglichkeiten politi-
scher Partizipation unterschiedlich stark ge-
nutzt werden. Nicht alle Menschen fühlen sich 
gleichermaßen eingeladen und befugt, ihren 
Standpunkt öffentlich zu vertreten und sich für 
ihre Interessen einzusetzen. Deshalb legt die 
Berliner Landeszentrale für politische Bildung 
besonderes Augenmerk darauf, Angebote der 
politischen Bildung zu schaffen, mit denen 
Menschen erreicht werden, die bisher wenig 
Verbindung zu Politik und politischer Bildung 
haben. Hieraus ist der eigene Arbeitsbereich 
der Aufsuchenden Politischen Bildung ent-
standen. Viele der dabei entwickelten Heran-
gehensweisen decken sich mit der Bildungs-
arbeit im öffentlichen Stadtraum. 

Politik setzt Rahmenbedingungen für das 
Zusammenleben in der Gesellschaft, trifft 
Entscheidungen, macht Gesetze und verteilt 
Ressourcen, um Bedürfnisse zu decken. Alle 
Menschen sind in ihrem Alltagsleben konti-
nuierlich mit gesellschaftlichen Themen ver-
woben und von politischen Entscheidungen 
betroffen; einigen ist dies bewusst, anderen 
weniger. Menschen benötigen Räume (im 
physischen sowie im übertragenen Sinn), in 

denen sie ihr Alltagserleben auf politische Fra-
gen hin reflektieren und einordnen können.

Um daran anschließend selbstbewusst an 
gesellschaftspolitischen Debatten und Ent-
scheidungsprozessen teilhaben zu können, 
braucht es Wissen über Einflusswege und 
praktische Übung darin, eigene Positionen 
zu beziehen und gegenüber anderen zu ver-
treten. Aufsuchende Politische Bildung ermu-
tigt Menschen dazu, als Demokrat:innen eine 
mündige Haltung einzunehmen, die eigenen 
Interessen herauszufinden und sich darü-
ber mit anderen Menschen auszutauschen. 
Schließlich kann sich die politische Teilhabe 
in Wahlentscheidungen, Engagement für ein 
Thema oder in anderen Formen konkreten 
Handelns ausdrücken. 

Angesichts dieser übergeordneten Ziele 
lässt sich eine Reihe von konkreten Bildungs-
zielen identifizieren, für die die oben beschrie-
benen Stadt-Räume geeignete Bildungs-
räume sein können. Viele dieser Bildungsziele 
decken sich mit den Zielen der aufsuchenden, 
niedrigschwelligen politischen Bildung.

Was aufsuchende politische Bildung 
im Stadtraum leisten kann
Politische Bildung im Stadtraum ist alltagsnah. 
Sie knüpft an alltägliche, vertraute Wege und 
Orte, aber auch Themen an. Sie orientiert sich 

stark an Erfahrungen und Lebenswelten der 
Teilnehmenden durch Fragen wie „Was seht 
ihr?“ „Kennt ihr diesen Ort?“ „Was habt ihr 
mit dem Thema … bereits erlebt?“ Damit wird 
deutlich: Die Alltagsexpertise ist wertvoll, um 
über gesellschaftliche Fragen nachzudenken. 
Die Teilnehmenden lernen en passant (im 
wahrsten Sinne des Wortes). Das Lernen im 
Stadtraum fühlt sich oft leicht an, weil es sinn-
lich, alltagsnah und interessengeleitet ist.

Politische Bildung im Stadtraum eröffnet 
neue Perspektiven, gibt Gelegenheit zum 
Austausch, stellt Fragen, hört zu. Sie fördert 
die Wahrnehmung von und Auseinanderset-
zung mit anderen Erfahrungen und Positio-
nen, die im Stadtraum (zufällig oder geplant, 
manchmal auch überraschend) aufeinan-
dertreffen. Die Teilnehmenden entdecken, 
dass sie mit vielen Erfahrungen nicht alleine 
dastehen; insbesondere für marginalisierte 
Gruppen ist dies bedeutsam. Maßnahmen 
der Aufsuchenden politischen Bildung im öf-
fentlichen Raum führen manchmal dazu, dass 
neben der eigentlichen Teilnehmendenschaft 
auch zufällig vorbeikommende Passant:innen 
neugierig stehenbleiben und mitmischen. 
Der Austausch über gesellschaftliche Fragen 
erscheint als interessant, hier geschieht au-
genscheinlich etwas Besonderes.

Schließlich zeigt Politische Bildung im 
Stadtraum in besonderer Weise auf, dass Ver-
hältnisse nicht naturgegeben sind. Die Teil-
nehmenden erkennen die Gewordenheit der 
Stadt als Ergebnis von menschlichen, meist 
kollektiven und oft politischen Aktivitäten und 
Aushandlungsprozessen. Sie verstehen die 
Veränderbarkeit im Stadtraum, die mit dem 
Wandel der Gesellschaft einhergeht („Es war 
nicht immer so, wie wir es jetzt kennen“). Die 
Teilnehmenden entdecken positive Beispiele 
kollektiver Wirksamkeit, zum Beispiel Kiez-In-
itiativen, Beteiligungsprojekte, Veränderung 
von Straßennamen. Dies ermutigt zum kriti-
schen Hinterfragen und zur Einmischung in 
die Verhältnisse. Konkrete Wünsche und Uto-
pien für den sozialen Raum können gemein-
sam entwickelt und vielleicht sogar direkt vor 
Ort beispielhaft umgesetzt werden.

Grenzen von politischer Bildung im 
öffentlichen Raum
Politische Bildung im öffentlichen Raum bleibt 
– weil nur wenig Zeit zur Verfügung steht – 
zumeist eine kurze Intervention, ein ober-

Kritisches kollektives Kartieren – eine Praxis aus sozialen Bewegungen – kann in Bildungs-
kontexten unterschiedliche Lesarten des öffentlichen Raums sichtbar werden lassen und 
zum Austausch anregen.
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flächliches Ankratzen. Vertiefte Bildungspro-
zesse mit verschiedenen Phasen (Auftakt, 
Teilnehmer:innen-Bezug zum Thema herstel-
len, inhaltliche Vertiefung, Handlungspers-
pektive, Folgerungen, Abschluss) finden hier 
nicht statt.

Störungen in Form von Stadtgeräuschen 
(v. a. Autoverkehr) und wahrgenommenen 
Reizen können dazu führen, dass die Auf-
merksamkeitsdauer im Stadtraum – abhän-
gig von der gewählten Methode – geringer 
ist als in geschlossenen Räumen. Auch der 
Zufall spielt immer eine Rolle. Das Bildungs-
setting ist nicht vollständig planbar in Bezug 
auf unkalkulierbare Variablen wie zum Bei-
spiel Witterung oder Baustellen vor Ort. Den 
Durchführenden wird ein erhöhtes Maß an 
Flexibilität abverlangt.

Der Stadtraum bietet keinen geschützten 
Raum, wie er für viele Themen notwendig ist. 
Störungen wie oben benannt, aber auch die 
Möglichkeit, dass jeden Moment Passant:in-
nen eingreifen und intervenieren könnten, 
machen viele Menschen vorsichtig, sich im 
öffentlichen Raum zu äußern.

Aufsuchende politische Bildung: Im 
Stadtraum, aber auch darüber hinaus
Uns liegen mehrjährige Erfahrungen mit der 
Entwicklung und Erprobung unterschied-
licher Formate von aufsuchender politischer 
Bildung vor. In bis zu sieben Modellprojekten 
in Berlin, die wir förderten, fachlich begleite-
ten und wissenschaftlich evaluieren ließen, 
entstand eine Vielfalt an methodischen An-
sätzen einer aufsuchenden politischen Bil-
dungsarbeit. Eine Schlussfolgerung aus die-
sem Erfahrungsschatz lautet: Aufsuchende 
politische Bildung im öffentlichen Raum 
braucht Ergänzung durch andere Formen von 
Bildung, um nicht an der Oberfläche zu ver-
bleiben.

Aufsuchende politische Bildung ist für uns 
deshalb nicht gleichbedeutend mit Bildung im 
öffentlichen Raum. Aufsuchende politische Bil-
dung ist in unserem Verständnis eine politische 
Bildungsarbeit, die prinzipiell dort stattfindet, 
wo Menschen sich in ihrer Alltagsgestaltung 
aufhalten – sowohl draußen, im öffentlichen 
Raum, als auch drinnen, an diversen sonstigen 
Treffpunkten im Stadtteil. Zur Vorbereitung 
von Formaten einer aufsuchenden politischen 
Bildung gehört entsprechend eine gründliche 
Untersuchung des Sozialraums, der bespielt 

werden soll. Hilfreich für eine solche Sozial-
raumanalyse sind die Fragen: „Wo halten sich 
hier im Stadtteil Menschen auf? Wo trifft man 
sich in geeigneter Weise – so dass dort auch 
vertieftere Bildungsprozesse möglich sind?“ 
Dabei werden andere Akteur:innen im Stadt-
teil, mögliche Kooperationspartner und Brü-
ckenpersonen für auch längerfristige Formate 
politischer Bildung gesucht – die dann auch 
selbstverständlich drinnen stattfinden kön-
nen, an für die Teilnehmenden vertrauten Or-
ten wie Stadtteilzentren, Vereinsheimen oder 
in einer Beratungsstelle. 

Daraus entwickelte sich – als eines der 
erfolgreichsten Formate der aufsuchenden 
politischen Bildung – die Herangehensweise 
Aufsuchen bereits bestehender Gruppen: 
Dieser Ansatz sucht bereits bestehende Grup-
pen auf, die sich – vor und nach der Bildungs-
intervention – bereits aus anderen Gründen 
treffen. Das kann eine migrantisch geprägte 
Selbstvertretung sein, eine Gruppe, die sich 
jeden Mittwoch zum Kiezcafé im Stadtteil-
zentrum zusammenfindet, eine Jobcenter-
Maßnahme für Langzeitarbeitslose und vie-
les mehr. Unser Angebot, mit kostenfreien 
Workshops oder spielerischen Aktionen zu 
Besuch in diese Gruppen zu kommen, wird 
gerne wahrgenommen. Dieses Vorgehen hat 
den Vorteil, dass sich nicht für jedes Bildungs-
format eine neue (Teilnehmenden-)Gruppe 
versammelt, die sich zu Beginn nicht kennt 
und für die Aktion oder Veranstaltung erst 
zusammenfinden muss. 

Auch zu bildnerischen Kurzinterventio-
nen im öffentlichen Raum können solche be-
reits bestehende Gruppen in einem zweiten 
Schritt eingeladen werden. Die Aktionen im 
öffentlichen Raum profitieren davon, wenn 
Teilnehmende dabei sind, die sich bereits 
untereinander kennen und ein Vertrauensver-
hältnis zueinander haben. Solche Vertrautheit 
kann sich auf die Atmosphäre in der Gesamt-
gruppe der Teilnehmenden positiv auswirken, 
der Austausch ist dann lebendiger, die Refle-
xionen gelingen vertiefter.

Schule und Politische Bildung im 
Sozialraum
Schule hat – aus unserer außerschulischen 
Perspektive heraus betrachtet – den großen 
Vorteil, dass dort die Arbeit mit diesen bereits 
bestehenden Gruppen der Normalfall ist: Bil-
dung geschieht in den Klassenverbänden und 

Kursen. Hier können die oben dargestellten 
Aktionen einer aufsuchenden politischen 
Bildung im öffentlichen Raum eine sinnvolle 
Ergänzung von grundständigen Bildungspro-
zessen im Unterricht sein.

Ohnehin birgt die sozialräumliche Öffnung 
von Schule großes Potenzial. Die Zusammen-
arbeit mit zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen – ob in der unmittelbaren Nachbar-
schaft einer Schule oder in Kooperation mit 
Akteur:innen der politischen Jugendbildung 
– bietet den Schüler:innen in Projekten erwei-
terte Lernprozesse, in denen generationen-
übergreifend unterschiedliche Formen von 
Wissen aufgespürt werden können. Neben 
dem curricularen Unterrichtswissen gibt es 
da das Erfahrungswissen von engagierten 
Nachbar:innen im nahen Schulumfeld zu 
entdecken. Diese können den Schüler:innen 
Beispiele geben, wie Gesellschaft erfolgreich 
mitgestaltet werden kann.

Auch das Programm „Lernen durch En-
gagement“ (vgl. www.servicelearning.
de) arbeitet an dieser vielversprechenden 
sozialräumlichen Öffnung von Schule. Schü-
ler:innen entwickeln entlang der curricularen 
Inhalte Engagementprojekte im sozialräum-
lichen Umfeld der Schule, die einen echten, 
recherchierten Bedarf treffen. Das politische, 
soziale oder ökologische Engagement der 
Schüler:innen wird im Unterricht geplant, 
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ihre Erfahrungen im Engagement auch dort 
gemeinsam nachbereitet. Zur politischen 
Bildung wird „Lernen durch Engagement“, 
wenn in der Reflexion der Engagementer-
fahrungen auch die gesellschaftspolitischen 
Hintergründe der Engagementprojekte so-
wie Wege gesellschaftlicher Einflussnahme 
und politischer Teilhabe thematisiert werden. 
Schüler:innen lernen auf diese Weise den 
Stadtraum kennen, der ihre Schule umgibt, 
und erfahren, dass sie dort etwas zum Besse-
ren gestalten können.

Zusammenfassend kann festgestellt wer-
den, dass der öffentliche Stadtraum zahlreiche 
und thematisch wie methodisch überaus viel-
fältige Möglichkeiten der politischen Bildungs-
arbeit eröffnet. Gerade in Zeiten politischer Kri-
sen und einer drohenden Entfremdung vieler 
Menschen von der Politik, die auch in Resigna-
tion umschlagen kann, bieten die beschriebe-
nen niedrigschwelligen Ansätze die Chance, 
die Stadtgesellschaft als gemeinschaftlichen 
Raum mit stärkenden Potenzialen zu erfahren 
und politische Lernprozesse zu ermöglichen. 
Die beschriebenen Herausforderungen müs-
sen angesichts der großen Chancen kein un-
überwindbares Hindernis darstellen. Es lohnt 
sich, den öffentlichen Raum und die Koope-
ration mit sozialräumlichen Akteuren als Weg 
für aufsuchende politische Bildungsarbeit zu 
entdecken.

Formate und Ansätze aufsuchender 
politischer Bildung im Stadtraum – 
einige Praxisbeispiele

1. Stadterkundungen, an denen eher pas-
siv-rezipierend teilgenommen wird: 
•	 Stadtspaziergänge mit Expert:innen zu 

historischen oder gegenwärtigen The-
men, bei denen der Stadtraum Anlass für 
erzählte Inhalte gibt. Damit wird die Stadt 
aufgeladen mit neuem Wissen (z. B. zu 
Wohnen in Geschichte und Gegenwart, 
Jüdisches Leben und Antisemitismus, De-
mokratische Aufbrüche)

•	 Personen mit biografischer Expertise (z. B. 
Jugendliche, ehemals Obdachlose, neu Zu-
gezogene) zeigen anderen ihre wichtigen 
Orte in der Stadt

•	 bereits bestehende Audiorundgänge ver-
schiedener Anbieter:innen

•	 Radtouren oder Bootsexkursionen, die 
einen erweiterten Radius ermöglichen

2. Stadterkundungen mit aktiver 
Beteiligung der Teilnehmenden: 
•	 (Wahrnehmungs-)Übungen, Aufstellun-

gen, spielerische Elemente, Quizfragen, 
Aufgaben … in die Stadterkundung ein-
bauen, evtl. auch als Rallye im Wettbe-
werb

•	 Interaktionen mit der Umgebung, kleine 
Irritationen erzeugen, Passant:innen be-
fragen, Flashmob

•	 Stadtgang, Actionbound oder Audiotour 
selbst mit einer Gruppe entwickeln, zu 
einem Thema, das ihr wichtig ist

•	 Kollektives (kritisches) Kartieren mit de-
zent ausgedruckten und selbst ergänzten 
Stadtplänen, die das Erleben in der Stadt 
besprechbar machen

3. Erkundungen ausgewählter Orte mit 
thematischem Fokus:
•	 Erinnerungszeichen, Stolpersteine oder 

Denkmale erforschen, kritisch hinterfra-
gen, selbst initiieren

•	 Besuch politischer Orte im Sinne von poli-
tischen Institutionen, aber auch Zivilgesell-
schaft, Aktivismus usw. 

•	 Besuch politischer Menschen, Gespräche 
führen, aktive Menschen kennenlernen, 
Beratungsangebote finden, neue Perspek-
tiven kennenlernen, Role Models finden

•	 Dialogformate im Stadtteil mit Vorstellung 
beispielhaften Bürgerengagements aus 
anderen Stadtteilen

4. Spielerische und kreative Aktionen im 
Stadtraum
•	 Aktionsstände wie Politik isst Wurst, Stra-

ßenspielaktionen, Riesen Memory, Acti-
vity, Glücksrad, Fadennetz, Straßenkreide, 
symbolische Abstimmungen, Kartenab-
frage, Bastelangebot

•	 Mobile Linoldruckwerkstatt, Siebdruck, 
Upcycling

•	 (Sommer-)Kino im öffentlichen Raum 
•	 Miniworkshops politischer Bildung am 

Rande von Festivals oder Stadtfesten
•	 Musikalische Aktion, Mitsing-Angebot
•	 Polit-Snacks im Rahmen anderer Ange-

bote (z. B. einmal wöchentlich im Kiezcafé 
eines Stadtteilzentrums), die dann auf län-
gere Workshopformate hinzielen

•	 Straßenbahn-Gespräche
•	 Lebendiger Adventskalender

5. Angebote im Vorfeld von Wahlen: 
•	 Wahlscouts oder Peer-Wahl-Scouts (s. oben)
•	 Symbolwahlen (U18, U16, oder für nicht 

wahlberechtigte Erwachsene)
•	 Mobile Wahllokale, die den Wahlvorgang 

beispielhaft vermitteln anhand fiktiver Par-
teien

Dieser Beitrag ist digital auffindbar unter: DOI https://doi.org/10.46499/2591.3811

Mit der ferngesteuerten „Plastik-Lawine“ bespielt hier der Künstler Ricky Weber – zu-
sammen mit jungen Teilnehmerinnen einer Kinderakademie – einen Platz. Sehr niedrig-
schwellig zeigt diese Aneignungspraxis, dass im öffentlichen Raum sehr unterschiedliche 
Nutzungsmöglichkeiten und -interessen existieren.
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David Jugel 

Brückenräume, Rucksackveranstaltungen und Entlastungs
angebote – Herausforderungen in ländlichen Regionen als 
Möglichkeitsräume der politischen Bildung 

1. 	Einleitung
Außerschulische politische und demokrati-
sche Bildungsarbeit wird in Deutschland maß-
geblich von freien Trägern, Initiativen sowie 
durch Bundes- und Landesprogramme geför-
derten Projekten getragen. Der Fokus dieser 
Förder- und Unterstützungsstrukturen liegt 
jedoch häufig auf urbanen Räumen. Vor dem 
Hintergrund einer Zeit, in der rechtspopulis-
tische und rechtsextreme Netzwerke insbe-
sondere im ländlichen Raum starken Rückhalt 
finden, kommt der Unterstützung demokrati-
scher Bildungsarbeit in diesen Regionen eine 
besondere Bedeutung zu.

Ländliche Räume sind dabei nicht ledig-
lich als Gegenstück zu Städten zu verstehen, 
sondern werden – etwa nach dem Länd-
lichkeitsindex des Thünen-Instituts – an-
hand struktureller Merkmale definiert. Nach 
dieser Definition leben rund 47 Millionen 
Menschen, das entspricht etwa 57 % der 
deutschen Bevölkerung, in ländlichen Räu-
men, die rund 91 % der Fläche Deutschlands 
ausmachen (Küpper 2020). Politische Bil-
dung jenseits urbaner Zentren ist damit kein 
Randthema, sondern betrifft einen Großteil 
der Bevölkerung.

Vor diesem Hintergrund hat die John-
Dewey-Forschungsstelle für Didaktik der De-
mokratie an der TU Dresden (JoDDiD) eine 
qualitative Studie durchgeführt, die Poten-
ziale, Herausforderungen und Lösungsstrate-
gien politischer Bildung im ländlichen Raum 
Sachsens untersucht (Jugel/Hertel 2024). Der 
vorliegende Beitrag greift auf den qualitati-
ven Datensatz der Studie zurück und disku-
tiert die Frage, unter welchen strukturellen 
Bedingungen politische Bildung in ländlichen 
Räumen stattfindet und welche Potenziale 
und didaktische Lösungsansätze sich daraus 
für die demokratische Bildungsarbeit vor ei-
ner raumsoziologischen Perspektive ergeben 
können. 

David Jugel ist wissenschaft-
licher Mitarbeiter an der TU 
Dresden an der John-Dewey-
Forschungsstelle für die Didak-
tik der Demokratie (JoDDiD) 
sowie Leiter des Zentrums für 
inklusive politische Bildung 
(ZipB). 

2. 	Strukturelle Herausforderungen für 
Politische Bildung jenseits urbaner 
Zentren

Eine zentrale Herausforderung ergibt sich aus 
den dichten sozialen Netzwerken ländlicher 
Räume. Die geringe Anonymität und das Prin-
zip, dass „jeder jeden kennt“, führen zu er-
höhter sozialer Kontrolle, Konformitätsdruck 
und einer Tendenz zur Diskursverengung. 
Abweichende Meinungen oder politisches 
Engagement werden personalisiert wahrge-
nommen und sanktioniert, was insbesondere 
politische Bildungsarbeit erschweren kann.

„Anders als in der Stadt kann man sich nicht 
aus dem Weg gehen.“ (S_01, Abs. 37)

Bildner:innen berichten von Argwohn gegen-
über neuen Akteurinnen und Akteuren, von 
Angst vor Positionierung sowie von Zurück-
haltung gegenüber politischen Themen. 
Politische Bildungsangebote stoßen dadurch 
häufig auf Beziehungsbarrieren, die einen of-
fenen Austausch behindern und Beteiligung 
erschweren.

Demokratische Bildungsarbeit im ländlichen 
Raum erfordert daher langfristige Präsenz, ver-
lässliche Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner und die gezielte Einbindung lokaler 
Vertrauenspersonen, um soziale Kontrolle abzu-
bauen und Diskursräume behutsam zu öffnen.

Ein weiterer Problembereich ist der Fach-
kräftemangel im ländlichen Raum. Viele Bild-
ner:innen pendeln aus städtischen Regionen 
(55 % der Befragten), was ihre dauerhafte Ein-
bindung in lokale Netzwerke erschwert. 

Aber auch negative Beziehungen zu ein-
zelnen Schlüsselpersonen können weitrei-
chende Folgen für Projekte haben und ganze 
Regionen für Kooperationen verschließen. 
Insbesondere berichten Bildner:innen von 
Abwertung demokratischer Bildungsarbeit 
durch kommunale Politik oder Verwaltung. 
Teilweise kommt es zu offener Behinderung 
durch Oberbürgermeister:

„Wir haben einen Präventionsrat, der darf 
nicht mit uns reden, weil diese beiden, also 
der Sozialbürgermeister und der Oberbürger-
meister, der Meinung sind: Wir sind linksext-
rem.“ (B0206, Abs. 178 – 180)

Tragfähige Arbeitsbeziehungen entstehen 
durch langfristige Beziehungspflege, die Ein-
bindung von Scharnierpersonen sowie ex-

terne Moderations- und Mediationsstruktu-
ren bei politischen Konflikten. 

Eine besonders gravierende Herausforde-
rung stellen rechtsextreme und rechtspopu-
listische Strukturen dar, die in Teilen des länd-
lichen Raums präsent sind:

„Das ist ein Elefant im Raum […] Also so die 
rechten Strukturen, die eigentlich allen be-
kannt sind, aber Leute nicht darüber sprechen 
wollen oder viele Menschen, weil sie, weil 
so ein bisschen das Narrativ herrscht, dass 
das dem Image der Stadt schaden würde.“ 
(VS_01, Abs. 19)

Außerschulische politische Bildner:innen be-
richten in hohem Maße von Angriffen und 
Anfeindungen. Diese reichen von rechten, 
revisionistischen und verschwörungsideo-
logischen Wortmeldungen über Störungen 
von Veranstaltungen, Beschwerdeanrufe und 
digitale Shitstorms bis hin zu persönlichen 
Beleidigungen, Morddrohungen und phy-
sischen Übergriffen (Jugel Lewerenz 2022,  
S. 8 – 9). Dies sind keine Einzelfälle, sondern 
treten wiederkehrend auch bei den Befragten 
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in ländlichen Räumen auf und werden als zu-
nehmender Alltagsdruck wahrgenommen: 

„[…] vorher im alten Büro wurden uns zwei 
Mal die Scheiben eingeschmissen.“ (B0203P, 
Abs. 272 – 290)
In der Vergangenheit gab es das schon, dass 
zwei Kollegen das Auto jeweils angezündet 
wurde. (B0203, Abs. 285 – 290) 

Diese Erfahrungen führen zu Verunsicherung, 
emotionaler Belastung und teils zu Selbstzen-
sur. In einigen Fällen ziehen sich Fachkräfte 
aus der Arbeit zurück, was den Fachkräfte-
mangel weiter verschärft (Jugel/Lewerenz 
2022, S. 12). 

Ein strukturelles Kernproblem liegt in 
den bestehenden Förderlogiken. Politische 
Bildung ist eine dauerhafte Aufgabe, wird 
jedoch überwiegend projektförmig und kurz-
fristig gefördert:

„Bildung ist eine Daueraufgabe. Die Ziel-
gruppe, die mit den Bildungsformaten in der 
Regel erreicht wird, wird erwachsen. Dann 
wächst eine neue Zielgruppe nach […]. Das 
ist quasi ein Dauerbrenner und dafür ist ei-
gentlich Förderung nicht ausgelegt. […] wenn 
man jetzt zum Beispiel an die Solarförderung 
denkt, also Förderung von Photovoltaikanla-
gen [...] dann merkt man: Der Markt an sich 
reguliert das nicht. Dann gibt man eine För-
derung, dass es attraktiver wird, solche An-
lagen zu beschaffen. Und das ist in der Regel 
etwas, wo eine Förderung endlich ist. Man 
hat irgendwann eine Quote an Photovolta-
ikanlagen oder ein Anteil an erneuerbaren 
Energien erreicht und dann ist die Förderung 
beendet. Und das ist bei uns im Feld halt was 
ganz anderes, da unsere Aufgabe nie been-
det sein wird. (B0328, Abs. 36 – 38)

Kurzlaufende Förderperioden, hohe büro-
kratische Anforderungen und lange Entschei-
dungswege führen zu Unsicherheit, prekären 
Beschäftigungsverhältnissen und einer kurz-
fristigen Projektlogik (mehr dazu bei Lewe-
renz/Hertel 2024). 

Strukturelle Rahmenbedingungen stellen 
eine weitere zentrale Herausforderung dar. 
Eingeschränkter öffentlicher Nahverkehr, 
große Distanzen und Abwanderung junger 
Menschen erschweren Mobilität, Vernetzung 
und Teilnahme an Bildungsangeboten. Viele 

Menschen sind stark durch Arbeit, Familie, 
Vereinsleben oder Eigentum eingebunden, 
wodurch politische Bildung mit hohen Op-
portunitätskosten verbunden ist.

Diese Analyse zeigt einerseits strukturelle 
Herausforderungen für politische Bildung im 
ländlichen Raum auf, andererseits ist politi-
sche Bildung hier nicht weniger wichtig und 
es bestehen besondere Potenziale und Mög-
lichkeiten für politische Bildung, die in urba-
nen Räumen weniger vorzufinden sind.

3. 	Raumlogische Potentiale und 
Möglichkeiten in Kleinstädten und 
dörflichen Regionen 

Die engen Bindungen im ländlichen Raum 
können einen vergleichsweise unmittelba-
ren Zugang zu Zielgruppen eröffnen, der es 
ermöglicht, tragfähige Beziehungen schnell 
aufzubauen und langfristig zu stabilisieren:

„Und zum anderen hat es irgendetwas Fa-
miliäres, was schnell Beziehungen aufbauen 
kann oder wo man schnell Beziehungen pfle-
gen kann, als in der Stadt, wo doch eher viel 
Anonymität herrscht.“ (VS_01, Abs. 15)

Ergänzend dazu kommt dem Raum selbst 
eine zentrale Bedeutung zu: Demografi-
sche und strukturelle Wandlungsprozesse 
eröffnen insbesondere in Kleinstädten und 
dörflichen Regionen neue, gestaltbare Frei-
räume, die von politischen Bildungsprojekten 
aufgegriffen werden können und alternative, 
sozialräumlich verankerte Zugänge zu demo-
kratischem Lernen eröffnen.

Diese Räume werden auf unterschied-
lichste Art und Weise genutzt. Nicht selten 
befinden sich Projekträume von politischen 
Bildner:innen in ehemaligen Läden an zentra-
len Orten. Darüber hinaus werden geschlosse 
Kinos zum Leben erweckt, über gesellschafts-
relevante Themen im Film diskutiert, Freibä-
der von Initiativen wiedereröffnet (B0109, 
Abs. 240-256) oder Kneipen von Projekten 
politischer Bildung etabliert:

„Wir machen Kneipe hier. (Lacht) Ja genau, 
machen monatlich quasi Kneipenabend. Das 
haben wir/ Seit Juli haben wir das monatlich 
gemacht letztes Jahr, ich und meine Kollegin, 
weil wir in den Gesprächen, die wir hier mit 
Leuten geführt haben, gemerkt haben, dass 
es keine Kneipe gibt [...] keinen niedrigschwel-

ligen Begegnungsort abends.“  (B0125, Abs. 
104 – 105)

Im Kontext der beschriebenen Potenziale ver-
deutlicht das Zitat exemplarisch, wie demo-
kratische Bildungsarbeit in ländlichen Räu-
men durch die bewusste Umdeutung und 
Nutzung von Raum wirksam werden kann. 
Der „Kneipenabend“ fungiert dabei weniger 
als klassisches Bildungsformat denn als nied-
rigschwelliger sozialer Begegnungsraum, der 
informelle Gespräche, Beziehungsaufbau und 
kollektive Ideenentwicklung ermöglicht. Ge-
rade vor dem Hintergrund fehlender öffent-
licher Treffpunkte im ländlichen Raum wird 
sichtbar, wie politische Bildung durch das Öff-
nen und Bereitstellen von Räumen lokale Ver-
netzungsprozesse anstößt, zivilgesellschaft
liche Initiativen hervorbringt und damit de-
mokratische Teilhabe jenseits formalisierter 
Bildungssettings fördert. Spannend daran ist, 
dass diese Räume eher zufällig erschlossen 
werden, und das Potential für politische Bil-
dung darin eher verkannt wird:

Das hat mich so ein bisschen verwundert, weil 
ich gedacht habe: Ja wir machen jetzt eine 
Kneipe, was ja eigentlich/ Also manchmal 
denke ich mir: Ja, dafür habe ich ja jetzt nicht 
studiert. So blöd gesagt. (Lachen) Ich habe 
mir da in der Uni übelst viele Sachen überlegt 
und übelst viele Sachen gehört und jetzt sitze 
ich hier und mache aber eine Kneipe. (B0125, 
Abs. 113)

Die Verwunderung der Bildner:in macht sicht-
bar, dass niedrigschwellige, raumbezogene 
Formate wie der „Kneipenabend“ zunächst 
nicht mit dem eigenen akademisch gepräg-
ten Professionsverständnis übereinstimmen. 
Zugleich verweist genau diese Irritation auf 
ein zentrales Entwicklungspotenzial demo-
kratischer Bildung in ländlichen Räumen: 
Politische Bildung vollzieht sich hier weniger 
als geplante Wissensvermittlung, sondern als 
Ermöglichung von Begegnung, Austausch 
und kollektiver Praxis in geeigneten sozialen 
Räumen. 

Bei diesen diversen Herausforderungen 
lohnt es sich eine didaktische Raumperspek-
tive einzunehmen (Besand 2022) und kurz zu 
definieren, was als Raum hier verstanden wer-
den soll. Raum soll nicht als geografischer Ort 
verstanden werden, sondern als relationale 
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soziale Konstruktion, die in Aushandlungs-
prozessen zwischen Handelnden entsteht 
(Löw 2019, S. 67; 228). Räume konstituieren 
sich damit durch das Zusammenspiel symboli-
scher Vorbedingungen – etwa verinnerlichter 
Werte, Normen, Rollen und Bedeutungen, die 
sprachlich strukturiert sind – und materieller 
Vorbedingungen, zu denen sowohl physische 
Gegebenheiten als auch die Körperlichkeit 
der Handelnden zählen (Löw 2019, S. 192). 
Erst durch Prozesse der Relationenbildung 
und Synthese verbinden sich diese Elemente 
zu einem Raum (Löw 2019, S. 193).

Mit einem solchen Konzept lassen sich 
Räume politischer Bildung als Sinn-, Interak-
tions- und Aneignungsräume beschreiben 
und didaktisch zugänglich machen (Jugel 
2022). Anstatt nur über Zielgruppen Zugänge 
generieren zu wollen, lohnt es sich, eher be-
stehende und existierende Sinn- und Interak-
tionsräume auf ihre Potentiale für politische 
Bildung zu analysieren und zu nutzen. Als 
Beispiele lassen sich politische Erzählsalons 
anführen, die als moderierte, partizipative Ge-
sprächsformate geschützte Räume eröffnen, 
in denen biografische Erfahrungen geteilt und 
individuelles Erfahrungswissen in gesellschaft-
liche Deutungszusammenhänge eingebettet 
werden kann (Lukashevich/Müller 2020). 
Ähnlich funktionieren solidarische Adventska-
lender, bei denen im öffentlichen Raum über 
einen längeren Zeitraum hinweg wechselnde 
Orte der Begegnung entstehen, die von unter-
schiedlichen lokalen Akteur:innen gestaltet 
werden und gesellschaftspolitische Themen 
aufgreifen (Colorido e. V. 2023). Durch diese 
räumliche und zeitliche Verteilung werden 
niedrigschwellige Zugänge geschaffen, die 
neue Zielgruppen ansprechen und den Aus-
tausch zwischen heterogenen gesellschaftli-
chen Gruppen fördern. Bei diesen Beispielen 
werden lebensweltliche Räume für interaktive 
Zugänge zu politischen und gesellschaftlichen 
Themen genutzt. Von Räumen aus zu denken, 
kann helfen Menschen zu erreichen, die man 
mit klassischen Formaten und Themen eher 
nicht erreichen würde:

„Also wir können eine Veranstaltung ma-
chen, aber wenn jemand nicht Bock hat, 
dahinzugehen, macht er das nicht. Wir ver-
suchen stark mit dem Sport zu kooperieren 
beispielsweise, da sind wenigstens erst mal 
die uninteressierten Sportlichen, die man viel-

leicht irgendwie da erreichen kann. […] Oder 
wir werden versuchen, mit der Feuerwehr 
zu kooperieren. Dort sind die Menschen, die 
gerne löschen und vielleicht keinen Bock auf 
die Demokratie haben, können wir dort er-
reichen.“ (B0201, Abs. 328)

Hier werden bestehende Interaktionsräume 
wie Sportvereine oder Feuerwehren be-
schrieben, die Zugänge implizit bzw. lateral 
aufgreifen: 

„Wir bieten der Jugendfeuerwehr an, wir fah-
ren mit denen nach Berlin und gucken uns in 
Berlin die Flughafenfeuerwehr an. Wow! Und 
es ist kein Problem, abends gibt es Bier. Auch 
wow. Und danach gehen wir aber ins Holo-
caust-Museum. Okay. Ich bin dabei und es 
gibt interessante Gespräche. […] Und es ist 

erstaunlich, was wir dort für wunderbare 
Gespräche führen, was wir selber manchmal 
für Denkschubladen im Kopf haben, wenn 
man so an Leute denkt, wo man dann im Ge-
spräch mitkriegt: Ach so, nein, so hängt das 
zusammen. Oder da sind wir uns einig in den 
Punkten, gibt es vielleicht Punkte, da sind wir 
uns nicht einig, aber wir haben auch viele Ei-
nigkeiten.“ (B0201, Abs. 336 – 338)

Daran zeigt sich exemplarisch, wie durch sol-
che Arrangements neue Aneignungs- und 
Gesprächsräume entstehen, in denen politi-
sche Themen im gemeinsamen Erleben, im 
informellen Austausch verhandelt werden. 
Politische Bildung realisiert sich hier weniger 
als geplantes Vermittlungsformat, sondern 
als raumgebundener Prozess der Bedeu-
tungs- und Beziehungsaushandlung, der be-

Kleidercontainer stehen überall im öffentlichen Raum. Wie sie zu Räumen politischer 
Bildung werden können, zeigt das Projekt „Urbane Monster“. Mehr dazu in der Didakti-
schen Werkstatt dieser Ausgabe (S.22).
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stehende symbolische und materielle Kon-
texte nutzt und damit auch jene erreicht, die 
klassischen Bildungsangeboten fernbleiben.

Man könnte hier auch von Rucksackver-
anstaltungen sprechen, da politische Bil-
dungsprozesse sich als zusätzliches Gepäck 
räumlich mit vermitteln. Es gibt zahlreiche 
weitere Beispiele für solche bildungsimplizite 
Formate: wenn politische Bildung etwa im 
Kleingartenverein (B0209, Abs. 144), in Ge-
burtsvorbereitungskursen, Krabbelgruppen, 
Tanz-, Hunde- oder auch Segelschulen usw. 
stattfindet (Jugel/Besand 2023, S. 131). In 
solchen Räumen kommen unterschiedliche 
Menschen über ein gemeinsames, emotional 
verbindendes Thema in Kontakt, das bereits 
eine grundlegende Offenheit füreinander er-
zeugt. Auf dieser Basis werden dialogische 
Auseinandersetzungen auch mit Personen 
möglich, die sonst nicht erreicht werden, die 
ggf. aus anderen Milieus oder politischen 
Kreisen stammen. Konflikte können dabei ab-
gefedert werden, indem die Gruppe immer 
wieder auf den gemeinsamen, nicht primär 
politischen Bezugspunkt zurückkehrt, der 
Bindung stabilisiert und weitere Gespräche 
und erneute kontroverse Thematisierung er-
möglicht (ebd.).

Der Raumansatz kann um einen weiteren 
Aspekt erweitert werden, wenn die oben 
beschriebenen strukturellen Herausforde-
rungen bedacht werden und die fehlenden 
Ressourcen im Angebot selbst angesprochen 
werden, indem Sorge-, Versorgungs- und Ent-
lastungspraktiken integriert werden. Solche 
Entlastungsangebote können als Koopera-
tionen mit Reparaturwerkstätten, Einkaufs-
kooperativen, Küchen-für-alle, Kinder- und 
Altenbetreuung oder Generationen-Garten 
(B0203, Abs. 534) gedacht werden. Sie er-
schließen bestehende soziale Räume für poli-
tische Bildung und verbinden diese zugleich 
mit konkreten lebensweltlichen Unterstüt-
zungsleistungen (DS_01, Abs. 83). Politische 
Bildung entsteht hier nicht als zusätzliches 
Angebot, sondern eingebettet in gemein-
schaftliche Praxis, die als entlastend und sinn-
stiftend erlebt wird: „Wir machen es gemein-
sam und dadurch entlasten wir die Einzelnen 
bis Gemeinde mit.“ (DS_01, Abs. 84). Diese 
Räume sind in ihrer Beschaffenheit thema-
tisch nicht nur selbst politisch, weil sie etwa 
eine Antwort auf Armut, Care-Arbeit, Kli-
mawandel oder andere alltägliche politische 

Themen sind, sondern weil solche Räume in 
ländlicheren Gegenden auch oft fehlen. 

Die hier entwickelte raumorientierte Pers-
pektive lässt sich unmittelbar mit der Idee des 
deliberativen Möglichkeitsraums verbinden, 
wobei bewusst gestaltete soziale Settings, in 
denen durch dialogische Offenheit, Anerken-
nung und Reflexivität Teilhabe ermöglicht 
wird (Jugel 2022). Um jedoch sich solchen 
Räumen zuzuwenden, bedarf es nicht nur der 
Fähigkeit, diese zu erkennen und nutzen zu 
können, sondern auch eines erweiterten Pro-
fessionsverständnisses, das politische Bildung 
nicht primär als geplante Wissensvermittlung, 
sondern als relationale, sozialräumlich einge-
bettete Praxis begreift. Die Erkenntnisse aus 
der Professionsstudie der JoDDiD zeigen, 
dass hierfür insbesondere reflexive Kompe-
tenz, Ambiguitätstoleranz sowie die Bereit-
schaft zur Rollenverschiebung zentral sind 
(Jugel/Breuer 2025). 

4. 	Fazit
Der Beitrag macht deutlich, dass politische 
Bildung in ländlichen Räumen mit spezi-
fischen strukturellen Herausforderungen 
konfrontiert wird, diese jedoch zugleich be-
sondere Potenziale eröffnen. Soziale Nähe, 
begrenzte Ressourcen und geringe Anonymi-
tät erschweren klassische Bildungsformate, 
ermöglichen aber relationale, raumbezogene 
Ansätze, die Vertrauen, Beteiligung und 
nachhaltige Bildungsprozesse fördern kön-
nen. Eine starke Orientierung an Zielgruppen 
erweist sich dabei als begrenzend, während 
eine raumorientierte Perspektive neue Mög-
lichkeitsräume demokratischer Aushandlung 
eröffnet und eine Antwort auf die zahlreiche 
bestehende Herausforderung sein kann.

Diese Erkenntnisse sind auch für urbane 
Kontexte relevant: Trotz größerer Angebots-
vielfalt reproduziert politische Bildung auch 
dort häufig soziale Selektivität. Die ländliche 
Perspektive schärft den Blick für lebenswelt-
lich verankerte, implizite und laterale Bil-
dungsprozesse, die jenseits klassischer For-
mate neue Zugänge eröffnen können.

Für die schulische politische Bildung zeigt 
sich zudem, dass demokratisches Lernen nicht 
allein über Inhalte organisiert werden muss. 
Schule kann auch stärker als sozialer Raum 
verstanden werden, in dem Beziehungen, Be-
teiligung und geteilte Praxis zentrale Voraus-
setzungen politischer Bildung sind. Insgesamt 

versteht sich der Beitrag als ein Plädoyer für 
ein erweitertes Professionsverständnis, das 
politische Bildung als relationale, sozialräum-
lich eingebettete Praxis begreift.
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Politische Bildung ist keine Feuerwehr! Aber ist die Feuerwehr 
ein Raum politischer (Selbst-)Bildung?
Tanja Berg im Gespräch mit POLIS-Redakteur Steve Kenner

Im Interview mit Tanja Berg spricht POLIS-
Redakteur Steve Kenner, der gemeinsam mit 
Oliver Emde diese Ausgabe verantwortet, 
über die Rolle der Freiwilligen Feuerwehr als 
eine der größten Freiwilligenorganisationen 
im Kontext non-formaler und informeller poli-
tischer Bildung in ländlichen und städtischen 
Räumen. Mehr als eine Millionen Menschen 
engagieren sich freiwillig bei der Feuerwehr. 
Damit sind knapp 94 % aller Feuerwehrleute in 
Deutschland ehrenamtliche Einsatzkräfte. „Ret-
ten, Löschen, Bergen, Schützen“ – das sind die 
vier Hauptaufgaben und Grundsätze der Feuer-
wehr. Dabei gilt ein radikaler Gleichheitsgrund-
satz. Was dieser Gleichheitsgrundsatz bedeutet 
und warum er Ausgangspunkt für informelle 
politische Selbstbildung sein kann – darüber 
sprechen wir im FORUM dieser POLIS-Ausgabe. 

Steve Kenner: Wir befassen uns in dieser 
Ausgabe der POLIS mit Räumen und Orten 
politischer Bildung. Sie sagen, dass die Feuer-
wehr ein solcher Ort sein kann und im Pra-
xishandbuch „Demokratie in der Feuerwehr“ 
haben Sie darauf verwiesen, dass die Idee der 
Freiwilligen Feuerwehr auf einem urdemokra-
tischen Ansatz fußt. Könnten Sie das einmal 
genauer ausführen?

Tanja Berg: Die Freiwillige Feuerwehr ist ein 
Konzept von Bürger*innen für Bürger*innen 
oder auch von Nachbar*innen für Nachbar*in-

nen. Eine Organisation, die dazu dient, dass 
Menschen füreinander einstehen, Verantwor-
tung übernehmen und auch in Krisenfällen für-
einander da sind. Als ehrenamtlich Engagierte 
fühlen sie sich, zusätzlich zu ihrem Job, zu ih-
rem sonstigen Leben, verantwortlich dafür ei-
nen Teil der Gesellschaft mitzugestalten. Dabei 
funktionieren die Freiwilligen Feuerwehren wie 
ein Mikrokosmos der Gesellschaft. Es kommen 
Menschen zusammen, die sehr unterschiedlich 
sind. Die Feuerwehr ist (noch) nicht überall  mit 
Blick auf Geschlecht, auf Herkunft, auf religi-
öse Zuordnungen oder Migrationshintergrund 
usw. so vielfältig wie die Gesamtgesellschaft, 
aber es ist sehr wohl ein Raum, der in Hinblick 
auf sozio-ökonomische Verortung, Bildungs-
hintergrund usw. sehr divers ist. Feuerwehren 
bilden in Bezug auf soziale Vielfalt durchaus 
die Gesellschaft ab. In Freiwilligen Feuerweh-
ren engagiert sich der Fliesenleger neben der 
studentischen Hilfskraft, dem Verkäufer, der 
Professorin, dem Winzer und der Bürgergeld-
empfängerin. Auch in den Alterskohorten, die 
das Spektrum vom Kindesalter bis zur Alters-
kameradschaft über 65 abbildet, ist die Vielfalt 
der Gesellschaft erkennbar. Die Feuerwehr lebt 
davon, dass alle unterschiedliche berufliche 
Qualifikationen haben, dass sie unterschiedli-
che Lehrgänge machen, sich unterschiedliches 
Wissen aneignen, das dann im Einsatzfall ge-
nutzt werden kann. Zudem ist die Feuerwehr 
aber auch ein sozialer Raum und ein Ort, an 

dem gesellschaftliche Fragen und Herausforde-
rungen miteinander besprochen werden. 

Das radikale Gleichheitsverständnis 
als Selbstverständnis der Feuerwehr, 
als besonderer Raum des Handelns in 
einer Demokratie

An die Mitglieder der FFW wenden sich Men-
schen in einem Ort, wenn sie Hilfe brauchen, 
nicht nur im Brandfall, sondern beispielsweise 
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auch als Unterstützung beim nächsten Dorf- 
oder Stadtteilfest. Damit ist die Feuerwehr, 
meiner Ansicht nach, ein Bindeglied in der 
Gesellschaft. Diese Funktion als Bindeglied 
hat etwas sehr Demokratisches, weil Men-
schen füreinander Verantwortung überneh-
men und für den Sozialraum und für das 
gesellschaftliche Konstrukt, in dem sie leben. 
Und zwar sowohl in guten Zeiten als auch in 
schlechten Zeiten.

Vor allem im Einsatz ist die Feuerwehr von 
Hierarchien geprägt. Es gilt die Befehlskette. 
Das ist auch sinnvoll. Es ist kaum vorstellbar, 
dass sich die Mitglieder mehrerer Feuerwehren 
vor einem sich im Vollbrand befindlichen Haus 
erstmal zusammensetzen, um die Aufgaben 
und Rollen zu verteilen und die Strategien ge-
meinsam zu erörtern. Diese hierarchischen 
Strukturen, seien sie im Einsatz auch sinnvoll, 
ermöglichen es vor allem autoritären und tota-
litären Regimen die Feuerwehr zu instrumen-
talisieren. Umso wichtiger ist es, dass sich die 
Feuerwehr in einer Demokratie selbst als demo-
kratische Institution versteht und sich demo-
kratischen Werten und Prinzipien verpflichtet 
fühlt. Die leitenden Funktionen in der Feuer-
wehr bis hin zur Kommandantin oder dem 
Kommandanten werden in vielen Feuerwehren 
von den Mitgliedern aus ihren eigenen Reihen 
in einem demokratischen Prozess gewählt. Oft 
werden Einsätze gemeinsam nachbesprochen, 
Regeln für den Umgang miteinander und das 
Wirken in die Gemeinde hinein wird gemein-
sam abgestimmt. Demokratie und Vielfalt in 
der Feuerwehr lassen sich gut am Beispiel der 
Leitlinien, Prinzipien und des identitätsstiften-
den Selbstbildes ableiten und das wiederum 
lässt sich an sehr klaren Werten festmachen. 

Steve Kenner: Sie haben gesagt, dass es 
Feuerwehren in allen gesellschaftlichen Ord-
nungen gibt, aber dass die Feuerwehr in der 

Demokratie auch Diskursräume eröffnet und 
dass diese von bestimmten Prinzipien und 
Werten geprägt sind. Spielen Sie dabei auf 
den Grundsatz des Helfens, unabhängig vom 
Ansehen der Person, an? 

Tanja Berg: Ich beschreibe dieses Grundprin-
zip der Tätigkeit in der Freiwilligen Feuerwehr 
als radikalen Gleichheitsgedanken. Wir sind 
alle gleich und wir sind alle auch aufeinander 
angewiesen, insbesondere in individuellen 
oder in gesellschaftlichen Katastrophenfällen. 
Dann kann und darf nicht gefragt werden: 
Wer bist du? Wie heißt du? Woran glaubst 
du? Was denkst du? Was ist dein Geschlecht? 
Wo kommst du her? Bist du der gleichen 
politischen Meinung wie ich? Die Grund-
prinzipien der Feuerwehr basieren darauf, 
dass Gleichheit nicht nur in einem abstrakten 
Sinne gelebt wird, sondern auch ganz konkret 
umgesetzt wird. Es gilt: Wenn du meine Hilfe 
brauchst, dann bin ich für dich da und ich bin 
sogar bereit mein Leben für dich zu riskieren.

Steve Kenner: Ich würde das radikale Gleich-
heitsversprechen noch weiter fassen. Nicht nur 
die Frage von Herkunft, Religion oder politi-
sche Überzeugung sind bedeutungslos im Mo-
ment der Hilfebedürftigkeit, auch zum Beispiel 
die Schuldfrage beeinflusst die Bereitschaft zu 
helfen nicht. Es ist vergleichbar mit dem „Eid 
des Hippokrates“ aus der Medizin. Dieses ra-
dikale Gleichheitsversprechen ist ähnlich wie 
in der Medizin als Ehrenkodex zu verstehen. 
Wenn ich zu einem Autounfall komme und 
selbst wenn ich sofort sehe, wer diesen Auto-
unfall verursacht hat, auch wenn klar ist, dass 
jemand gedrängelt hat und ein anderes Auto 
von der Straße abgebracht hat, gilt dieses Ver-
sprechen. Auch wenn die Opfer eine Familie 
mit Kindern ist, werden Feuerwehrleute auch 
dem Raser helfen - mit allem, was ihnen zur 
Verfügung steht. Und das macht es dann tat-
sächlich noch einmal deutlicher: das radikale 
Gleichheitsverständnis. Nicht mal die Frage der 
Schuld ist relevant. Daraus kann man auch für 
die Demokratie viel lernen. 

Feuerwehren als (ungewöhnliche) 
Orte non-formaler und informeller 
politischer Bildung?

Steve Kenner: Wir beschäftigen uns mit Räu-
men. Jetzt würde ich gerne mit Ihnen auch 

nochmal kurz schauen auf die Frage, inwie-
fern die Feuerwehr intern ein Ort politischer 
Bildung sein kann. Sie haben das Praxishand-
buch „Demokratie in der Feuerwehr“ und 
verschiedene Materialien und Workshops für 
politische Bildung in der Feuerwehr, insbe-
sondere in der Kinder- und Jugendfeuerwehr, 
verantwortet. Wie kann also die Feuerwehr 
ein Ort politischer Bildung sein? Was braucht 
es dafür? 

Tanja Berger: Kinder- und Jugendfeuer-
wehren haben den allgemeinen Auftrag ei-
nes Jugendverbandes und zu dem gehören 
auch Formate, die Kinder und Jugendliche 
befähigen, die Gesellschaft zu verstehen, 
in der sie sind, sich eine kritische Meinung 
zu bilden, also Auseinandersetzungen der 
Gesellschaft kontextualisieren zu können. 
Das heißt, die Kinder- und Jugendfeuerwehr 
ist auch ein Ort non-formaler politischer 
Bildung. Dabei werden die Fragen danach, 
was eine Feuerwehr eigentlich macht, ver-
bunden mit Fragen nach Prinzipien einer De-
mokratie wie Solidarität und Partizipation. 
Es geht also auch um Mitbestimmung am 
Beispiel der Kinder- oder Jugendbeteiligung 
im Feuerwehrverband oder in der eigenen 
Gruppe. Dazu können aber auch Fragen zum 
Klimawandel gehören, haben doch Verände-
rungen des Klimas und ihre Folgen, bspw. 
Extremwetterereignisse auch Einfluss auf die 
Arbeit der Feuerwehr.

Steve Kenner: Immer mehr Kinder- und Ju-
gendfeuerwehren sind auch in Social Media 
aktiv. Kann das nicht auch eine Gelegenheit 
für politische Medienbildung sein? 

Tanja Berger: Klar, auch Reaktionen auf Tik-
Tok-Videos, bis hin zur kritischen Auseinan-
dersetzung mit Verschwörungserzählungen 
können Teil der Jugendarbeit in der Feuer-
wehr sein. Das lässt sich auch hervorragend 
mit dem grundsätzlichen Auftrag der Kinder- 
und Jugendfeuerwehr verbinden. Das Setting 
ist sicherlich ein anderes als in einer Jugend-
bildungsstätte oder bei der Jugend des Natur-
schutzbundes, aber genau das kann ja auch 
eine Chance sein.  

Steve Kenner: Ja, spannend. Die Feuerwehr 
ist ein ungewöhnlicher Ort, aber keineswegs 
ein ungeeigneter Ort für politische Bildung, ge-
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Tanja Berger: Ich glaube, dass die Feuer-
wehr ein öffentlicher Raum sein kann, weil 
grundsätzlich der Beitritt erstmal allen Men-
schen offen steht. Sie ist grundsätzlich zu-
gänglich und die Möglichkeit mitzuwirken 
ist zumeist niedrigschwellig. Du musst keine 
Kosten tragen, keine Ausrüstung kaufen. Die 
Feuerwehr ist sichtbar im Ort und wer zur 
Feuerwehr gehört, ist zumindest in den klei-
neren Orten bekannt. Damit verbunden ist 
auch eine Achtung, eine Verantwortung, ein 
Selbstverständnis und eine Wahrnehmung in 
der Öffentlichkeit. 

Außerdem ist die Feuerwehr eingebunden 
in die Gemeinschaft. Es gibt eine Kooperation 
z. B. mit der Bäckerei, mit der Fleischerei oder 
der Lokalität im Ort. Freiwillige Feuerwehren 
unterstützen Dorf- und Kinderfeste. Sie er-
möglichen gerade da, wo wenig andere Infra-
struktur und oft auch wenig Geld vorhanden 
ist, gemeinsames Zusammenkommen und 
helfen dabei, Dinge zu organisieren, seien es 
Feste wie das jährliche Osterfeuer. Sie sind da-
mit sichtbar und gestalten auch den öffentli-
chen Raum. 

Steve Kenner: Feuerwehrleute sind ja, das 
haben Sie auch beschrieben im Praxishand-
buch „Demokratie in der Feuerwehr“, nicht 
nur in der Feuerwehr, sondern innerhalb der 
Gemeinschaft oftmals auch an anderer Stelle 
engagiert. Im Kulturförderverein, in der Mu-
sik, im Gemeinderat oder im Sportverein. Das 
macht natürlich auch etwas mit der Feuer-
wehr, aber auch mit den Vereinsstrukturen 
und dem Ehrenamt in einer Gemeinschaft. 
Die Feuerwehr ist oftmals die Institution, in 
der Menschen aus ganz unterschiedlichen 
anderen Vereinen zusammenkommen. Vie-
len Dank, dass Sie sich Zeit genommen ha-
ben für dieses Gespräch. Ein Gespräch, das 
möglicherweise auch Lehrkräfte anregt, bei 
der nächsten Unterrichtsreihe zur Feuerwehr 
nicht nur auf die großen Maschinen und das 
Löschen von Feuer einzugehen, sondern auch 
auf die gesellschaftspolitischen Dimensionen 
der Feuerwehr und ihrer Räume. 

Tanja Berger: Ich danke Ihnen!

rade auch der politischen Jugendbildung. Ein 
Ort, an dem viele junge Menschen zusammen-
kommen. In der Feuerwehr ist das Kind und 
die Jugendliche, die eine Hauptschule besucht 
genauso aktiv, wie jene von der Gesamtschule, 
dem Gymnasium oder der Berufsschule und 
niemand wird dort reduziert auf die Rolle als 
Schülerin oder Schüler mit den schon frühen 
Zuordnungen. Und damit hat die Feuerwehr 
möglicherweise auch nochmal ein großes Po-
tenzial. Welche Potenziale sehen Sie denn in 
der Feuerwehr für die Erwachsenbildung? 

Tanja Berg: Auch der Erwachsenenbereich 
hat ein großes Potenzial. Ich habe sehr gute 
Erfahrung z. B. mit der „Bierdeckel-Methode“ 
gemacht. Wir haben Bierdeckel entwickelt, 
bei denen anhand von Beispielen, die etwas 
mit der Feuerwehrsprache, den Prinzipien 
und dem Selbstverständnis der Feuerwehr zu 
tun hatten, Verknüpfungen mit gesellschafts-
politischen Fragen hergestellt wurden. Das ist 
eine Einladung für ein Gespräch, in dem dann 
auch miteinander diskutiert werden kann. 
Und ich glaube auch für solche Fragen einer 
Feuerwehr, die ihr Leitbild immer wieder neu 
reflektieren und weiterentwickeln muss, sind 
Perspektiven der politischen Bildung wichtig. 
Sie finden hier sehr viel häufiger informell 
statt, aber sie finden statt. 

Steve Kenner: Diese Bereitschaft sich mit 
politischen Fragen innerhalb der Feuerwehr 
auseinanderzusetzen wird auch in Zeiten au-
toritärer Versuchungen immer wichtiger. Vor 
allem rechtsextreme und nationalistische Be-
wegungen versuchen vermehrt Institutionen 
wie die Feuerwehr zu vereinnahmen und da-
mit neue Räume für ihre menschenfeindliche 
Ideologie zu erreichen. 

Tanja Berg: Ich finde, das ist ein gutes Bei-
spiel. Ich denke, so ehrlich müssen wir auch 
sein, die Feuerwehr hat auch viele Probleme 
und ist auch anfällig für diese Gruppen. Ich 
erinnere mich an Fälle, in denen Pressespre-
cher der Feuerwehr gleichzeitig Mitglieder 
der NPD waren. Aber: Das hat auch zu Dis-
kussionen geführt. Inwiefern lassen sich 
rassistische oder antisemitische Denkweisen 
mit dem Selbstverständnis der Feuerwehr ver-
einbaren? Die Feuerwehr ist auch ein gesell-
schaftlicher Resonanzraum und der hat wirk-
lich etwas mit Gleichheit, Verantwortung, 

füreinander einstehen, aber auch für andere 
einstehen zu tun. Und selbstverständlich 
wäre es eine Katastrophe für die Feuerwehr 
in ihrer Selbstwahrnehmung aber auch in 
ihrer Wertschätzung und dem Vertrauen, das 
die Menschen ihr entgegenbringen, wenn 
sich Feuerwehrleute weigern würden, bspw. 
zu einer Flüchtlingsunterkunft auszurücken. 

Ich finde, dass alle gesellschaftspolitisch 
relevanten Themen auch in der Feuerwehr 
unterzubringen sind. Aber ich glaube, es 
braucht den Kontext, den Bezug zu den Leit-
bildern der Feuerwehr und zu Wechselwir-
kung von Feuerwehr und Gemeinschaft. Es 
muss etwas mit der Identität, dem Ort und 
auch dem Selbstverständnis von Menschen 
in der Freiwilligen Feuerwehr zu tun haben. 
Es muss andockbar sein und darf nicht als 
Fremdkörper empfunden werden.

Steve Kenner: Dieser Zusammenhang lässt 
sich schneller herstellen als man zunächst 
glauben mag. Ich bin selbst in der Freiwilli-
gen Feuerwehr und war positiv überrascht, 
dass bei der Jahreshauptversammlung fast 
immer gegendert wurde. Es war nur eine 
einzige Frau anwesend, aber genau das war 
offenbar auch Teil der Motivation für die Füh-
rungskräfte der Feuerwehr eine geschlechter-
sensible Sprache zu nutzen. Sie wollten, dass 
die engagierte Feuerwehrfrau sich genauso 
gesehen und angesprochen fühlt, wie der 
überwiegend männliche Teil der Gruppe. Eine 
schöne Alltagsbeobachtung. 

Egal ob Land oder Stadt: Die 
Feuerwehr als teilöffentlicher Raum 
ist fest verankert in der Mitte der 
Gesellschaft

Steve Kenner: Dr. Oliver Emde und ich wid-
men uns mit dieser Ausgabe der POLIS Räu-
men politischer Bildung auf dem Land und in 
der Stadt. Wir haben dabei vor allem öffentli-
che Räume im Blick gehabt. Ist die Feuerwehr 
denn überhaupt ein öffentlicher Raum? Man 
muss Mitglied werden. Eigentlich ist es doch 
ein ziemlich geschlossener Raum, oder? Sie 
haben in ihrem Handbuch „Demokratie in 
der Feuerwehr“ darauf verwiesen, dass die 
Freiwillige Feuerwehr in der Mitte der Gesell-
schaft verankert sei. Also doch zumindest ein 
teilöffentlicher Raum? 

Dieser Beitrag ist digital auffindbar unter: DOI https://doi.org/10.46499/2591.3813
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Didaktische
Werkstatt 

Politische Bildung im (öffentlichen) Raum: Methoden, 
Formate, Angebote!

Für diese Ausgabe der POLIS haben wir uns 
für ein ungewöhnliches Format der didak-
tischen Werkstatt entschieden. Wir stellen 
den Leser*innen der POLIS in dieser Aus-
gabe mehrere Formate, Methoden und An-
gebote vor, die sich dafür eignen das Thema 
„Raum“ in formale Bildungsprozesse einzu-
binden oder den (öffentlichen) Raum selbst 
im Sinne eines non-formalen oder informel-
len politischen Lernprozess zu erkunden, zu 
erforschen oder gar aktiv zu entdecken und 
zu gestalten. 

1.	 Einstieg in die Raumthematik 
Für den Einstieg in das Thema Raum sind 
Wimmelbilder ein geeignetes Instrument. Sie 
eignen sich als kreative Einstiegsimpulse, um 
mit jungen Menschen über die Bedeutung 
öffentlicher Räume in Stadt und Land ins Ge-
spräch zu kommen. Dabei fungieren sie als 
visueller Stimulus für Brainstormings, machen 
unterschiedliche Nutzungsinteressen und 
Konflikte im öffentlichen Raum sichtbar und 
laden dazu ein, utopische Perspektiven über 
das Bestehende hinaus zu entwickeln.

Zwei Beispiele verdeutlichen dies: Das 
„Wimmelbild Zukunft“ von Germanwatch 
eröffnet Perspektiven sozial-ökologischer Zu-
künfte, in denen öffentlicher Raum vielfältig 
gemeinschaftlich genutzt wird und gesell-
schaftliche Teilhabe ermöglicht.  

Das „Recht-auf-Stadt“-Wimmelbild zeigt 
öffentlichen Raum als zentralen Ort politi-
schen (Protest-)Handelns und gesellschaftli-
cher Auseinandersetzungen.

2.	 Erforschen, Erkunden, Entdecken
Für das aktive Erarbeiten von Raumthemati-
ken, das Erforschen, Erschließen, Erkunden 
und Entdecken (öffentlicher) Räume bieten 
sich verschiedene Methoden an. Wir stellen 
hier das kritische und kollektive Kartiere vor.

2.1 Kritisches kollektives Kartieren 
Beim kritischen kollektiven Kartieren erfor-
schen junge Menschen handlungsorientiert 
ihren eigenen Sozialraum. Karten lernen sie 
dabei nicht als neutrale Abbildungen kennen, 
sondern als gemeinsames Werkzeug, um Er-
fahrungen, Machtverhältnisse, Ausschlüsse 
und Nutzungskonflikte sichtbar zu machen. 
Im kollektiven Kartierungsprozess werden 
unterschiedliche Perspektiven verhandelt, do-
minante Raumdeutungen hinterfragt und al-
ternative Sichtweisen entwickelt. Der Ansatz 
verbindet Raumerkundung mit politischer 
Reflexion und eignet sich für schulische wie 
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Wimmelbild Zukunft, mit dem utopische Ideen gefunden und weitergedacht werden können.
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außerschulische Lernarrangements. Umfang-
reiche Materialien, Toolboxes und Handbü-
cher zum Einstieg und zur Vertiefung finden 
sich auf der Website des aktivistischen Kollek-
tivs orangotango. 
https://orangotango.info/de/kategorie/ma-
terial/

2.2 	Erforschen, dokumentieren und 
reflektieren mit App und Workbook

Mit dem crossmedialen Projekt #stadtsache 
können junge Menschen ihren Lebensraum 
aktiv erkunden und dokumentieren. Die 
Kombination aus Smartphone-App, analo-
gen Aufgaben und einem Workbook schärft 
die Wahrnehmung für gebaute Umwelt, All-
tagsorte und soziale Dynamiken im öffentli-
chen Raum. Lernende sammeln Fotos, Töne, 
Videos, zeichnen Wege auf und beantwor-
ten Forschungsfragen, die zum genauen 
Hinsehen und Vergleichen anregen. Durch 
das gemeinsame Sammeln und anschlie-
ßende Gespräch über die Ergebnisse wird 
der öffentliche Raum als Erfahrungs- und 

Lernraum bewusst gemacht und reflektiert. 
Die Materialien und Tools sind über die Pro-
jektwebsite frei zugänglich und eignen sich 
für schulische wie außerschulische Settings 
gleichermaßen. 
App und Workbook: https://stadtsache.de/  

2.3 	Urbane Entdeckungs- und Sensibilisie
rungspraxis mit Derivate (dérives)

Derivate (dérives) sind Experimentierrouten 
durch den städtischen Raum, bei denen sich 
Teilnehmende vom gewohnten Alltag lösen 
und neue Wege, Atmosphären und Wahr-
nehmungen erkunden. Der Ansatz geht 
auf die Situationistische Internationale zu-
rück, die mit der Dérive eine Methode zur 
kritischen Auseinandersetzung mit urbanen 
Räumen entwickelte, um Wahrnehmung, 
Gewohnheit und soziale Strukturen zu hin-
terfragen. 

Der Dérive-Würfel des Vereins Urban Equipe 
überträgt diese Idee in eine spielerische Pra-
xis: Mit einem selbstgebastelten Würfel wer-
den Richtungen oder Aufgaben bestimmt, 
denen die Gruppe beim ziellosen Umher-
schweifen folgt. So entstehen ungeplante 
Streifzüge, die neue Perspektiven auf All-
tagsräume eröffnen und zum gemeinsamen 
Reflektieren eigener Eindrücke anregen. Die 
Bastelvorlage und Anleitungen sind online 
verfügbar.
https://urban-equipe.ch/equipment/vorlage-
derive-w%C3%BCrfel

3.	 Aktiv im Raum 

3.1 	 Grundrechte-Großmemory im 
Straßenraum

Große Pappquadrate liegen auf einem öf-
fentlichen Platz auf dem Boden. Drumherum: 
Sieben eifrige Spieler:innen, die eine Art Me

mory zu spielen scheinen. Die Karten auf 
dem Boden stellen die 19 Grundrechte des 
Grundgesetzes dar, künstlerisch umgesetzt 
und mehrsprachig gestaltet. Ein:e politische:r 
Bildner:in lädt Passant:innen ein, die Karten 

aufzudecken und anhand dieser miteinander 
in einen Dialog zu treten. Die Karten bieten 
viele Gesprächsanlässe: Welche Grundrechte 
scheinen mir gut umgesetzt? Welche da-
gegen nicht? Welche drei Grundrechte sind 
mir am wichtigsten und warum? Für welches 
Grundrecht habe ich mich schon einmal aktiv 
eingesetzt?
Informationen und Materialien unter: 
https://evangelische-akademien.de/pro -
jekt/gg20/  

3.2 	Audiowalks erstellen mit 
Teilnehmer*innen.

Beim selbstständigen Erstellen von Audio-
walks entwickeln junge Menschen eigene 
akustische Rundgänge durch den öffentli-
chen Raum. Sie wählen Orte aus, erzählen 
Geschichten, nehmen Stimmen, Geräusche 
oder Interviews auf und machen so subjek-
tive, auch politische Perspektiven für andere 
hörbar. Der Ansatz verbindet Raumerkun-
dung mit medienpraktischer Arbeit und för-
dert Ausdrucksfähigkeit, Perspektivenwech-
sel und politische Reflexion. Audiowalks eig-
nen sich für schulische wie außerschulische 
Settings, um Raumdeutungen sichtbar zu 
machen und Öffentlichkeit herzustellen. 
Praxiserprobte Leitfäden und Methoden fin-
den sich bei https://jugendarbeit.de/kurse/
audiowalks-mit-kindern-und-jugendlichen/  ©
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„Fotografiere Pflanzen, die aus Asphalt- 
und Mauerritzen wachsen.“
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Dérive-Würfel zur kreativen Stadterkun-
dung.
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Art. 3 Gleichheit vor dem Gesetz/ 
Equality before the law.
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Workshopteilnehmenden beim gemein-
samen Kartieren
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Kinderstadt Hamburg 2026: Stadt  
aneignen und Demokratie erproben
In der Kinderstadt Hamburg erobern diesen 
Sommer (13. bis 17. und 20. bis 24. Juli 2026) 
wieder bis zu 500 Kinder und Jugendliche 
täglich temporär öffentliche Flächen und ge-
stalten ihre eigene Stadt. Auf und mit der 

diesjährigen Fläche entstehen politische, wirt-
schaftliche, kulturelle und soziale Strukturen, 
die von den Teilnehmenden selbst ausgehan-
delt werden. Die Stadt wird so als gestaltba-
rer Raum erfahrbar, in dem Regeln, Teilhabe 
und Konfliktaushandlung praktisch erprobt 
werden. Der Ansatz verbindet spielerische 
Aneignung mit demokratischer Bildung und 
zeigt, dass öffentliche Räume Orte politischer 
Praxis sein können. Es geht zudem darum, die 
Perspektiven von Kindern und Jugendlichen 
auf gesellschaftliches Zusammenleben sicht-
bar zu machen und in die Stadtöffentlichkeit 
zu kommunizieren. 

Materialien und Einblicke zur Umsetzung 
finden sich auf den Webseiten von dem für 
die pädagogische Leitung verantwortlichen 
Bildungsträger dock europe (www.dock-

europe.net) und der Kinderstadt Hamburg. 
https://kinderstadt.hamburg/) sowie auf 
Instagram: @dockeurope + @kinderstadt.
hamburg

Urbane Monster einer imperialen 
Lebensweise
Im Projekt Die urbanen Monster einer im-
perialen Lebensweise erforschen junge 
Menschen, wie globale Ungleichheiten, Res-
sourcenflüsse und Machtverhältnisse sich in 
konkreten städtischen Orten und Alltagsprak-
tiken manifestieren. Über künstlerische Skulp-
turen, Steckbriefe und Audiokomponenten 
werden „Monster“ als Metaphern für globale 
Herausforderungen im urbanen Raum sicht-
bar gemacht und lokal erlebbar. Der Zugang 
verbindet kreative Intervention mit politischer 
Analyse, so dass Teilnehmende nicht nur ge-
sellschaftliche Strukturen erkennen, sondern 
auch eigene Positionierungen und Hand-
lungsmöglichkeiten reflektieren. Materialien, 
Hintergrundtexte und Praxisideen zur Umset-
zung finden sich auf der Website des Projekts
https://urbanemonster.de

4	 Methoden- und Ideensammlungen
Abschließend möchten wir noch auf drei 
grundständige Methodensammlungen ver-
weisen, die viele Anregungen auch für die 
politische Bildungsarbeit im Raum bieten: 

Politische Bildung auf dem Dorffest 
Die Materialsammlung zeigt, wie politische 
Bildung niedrigschwellig in dörfliche Alltags-
strukturen integriert werden kann und dabei 
öffentliche Räume im ländlichen Kontext als 
Lern- und Aushandlungsorte nutzt.
John-Dewey-Forschungsstelle für die Didak-
tik der Demokratie (kurz: JoDDiD): https://
www.pit.sachsen.de/download/PiT_LK_
Leipzig_Politische_Bildung_Dorffest.pdf  

Schule für städtisches Handeln. 
Schoolbook
Das Schoolbook versammelt Methoden, 
Übungen und theoretische Impulse, um Stadt 
als sozialen, politischen und gestaltbaren 
Raum zu erforschen und Handlungsfähigkeit 
im urbanen Kontext zu stärken.
metroZones, c/o metrogap e. V.: https://
schoolbook.metrozones.info/

Methodenhandbuch Aufsuchende politi-
sche Bildung, BeLaPoLi
Das Handbuch bietet praxisnahe Methoden 
und Reflexionen für politische Bildung außer-
halb klassischer Lernorte und richtet sich 

an Formate, die Menschen in ihren Alltags- 
und Sozialräumen erreichen wollen.
Berliner Landeszentrale für politische Bil-
dung.https://berlin.de/politische-bildung/
teilhabe/aufsuchend/methodenhandbuch/
artikel.1510951.php  

Methodenhandreichung „Stadträume als 
Bildungsräume“
Die Handreichung versammelt erprobte Me-
thoden, um Stadträume gezielt als Lernräume 
zu erschließen und politische, soziale und his-
torische Dimensionen des Urbanen erfahrbar 
zu machen.
Grenzgänge Berlin e. V.: https://grenzga-
enge.net/materialien/handreichungen/
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DVPB aktuell
Impuls
Termine
Personen 
Berichte

IMPULS
Das Stadtbild ausmalen – Soziokultur im öffentlichen Raum als 
Weg zum politischen Selbstausdruck
Gerrit Retterath und Daniel Krooß (Kulturzentrum Schlachthof, Kassel)

Die Frage danach, wie wir miteinander leben 
wollen, spitzt sich im städtischen Raum be-
sonders zu. Anonymität, Geschwindigkeit, 
Vielfalt und räumliche Nähe bilden die Grund-
lage, teils aber auch die Herausforderung ge-
lingenden städtischen Miteinanders. 

Hier setzt das Kulturzentrum Schlachthof 
in Kassel unter anderem mit dem soziokultu-

rellen Nachbarschaftsprojekt Hier im Quartier 
an, das Menschen durch Kunstaktionen in Aus-
tausch bringt. Im historischen Arbeiter*innen-
Viertel Nord-Holland werden Workshops und 
partizipative Pop-Up-Aktionen genutzt, um 
Kunst als Ausdrucksmöglichkeit eigener An-
liegen sowie als Werk- und Spielzeug für Mit-
bestimmung im städtischen Raum zu nutzen.

Die Soziokultur sucht Antworten auf die 
Frage, wie wir zusammenleben wollen. Statt 
dabei über Städte, Viertel oder Communities 
zu sprechen, lässt sie die Menschen der Stadt 
selbst sprechen. Ihr liegt ein Bildungsbegriff 
zugrunde, der Menschen zu zukunftsfähigem 
Denken und Handeln ermächtigen möchte. 
Soziokultur steht für eine Kulturpraxis, die 
sich aktiv mit gesellschaftlichen Themen vor 
Ort auseinandersetzt und einen Beitrag zur 
Bewältigung gesellschaftlicher Herausforde-
rungen leistet. Kunst und Kultur werden nicht 
als Konsumgüter betrachtet, sondern als in-
dividuelle Ausdrucksmittel und als Werkzeug 
zur Förderung sozialer Teilhabe, Integration 
und demokratischer Mitgestaltung. Soziokul-
tur öffnet Wege in ein besseres, nachhaltige-
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Das „ZI Zeicheninstitut“ porträtiert Menschen im öffentlichen Raum und kommt dadurch 
mit Menschen vor Ort ins Gespräch.

Daniel Krooß (li) und Gerrit Retterath leiten 
das Kasseler Projekt „Hier im Quartier“ des 
Kulturzentrums Schlachthof e.V.
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res Miteinander, ermuntert zur Auseinander-
setzung und zum aktiven Mitgestalten der 
Welt, die uns umgibt. Die Projekte widmen 
sich Themen wie gerechten Teilhabemöglich-
keiten, Gleichheit, Inklusion, ökologischer 
Nachhaltigkeit oder sozialen Zusammenhalt.

Kunstaktionen im öffentlichen Raum sind 
für die Passant*innen oft überraschend und 
werden so zu Attraktionen im Stadtbild: Ein 
rund zwei Meter großer Würfel mit trans-
parenter PVC-Plane bespannt, der KubiZack, 
lädt zum Beispiel im Park zum gemeinsamen 
Gestalten mit der Künstlerin Liska Schwer-
mer-Funke ein. Wie erhofft verselbststän-
digt sich der Aufbau: Die Menschen fangen 
an, die durch die Plane hindurch sichtbare 
Umwelt abzupausen. Perspektiven werden 
konserviert. Was ist wichtig, was (und wer) 
fällt auf? Schnell beginnen die Ersten, in ihre 
Umwelt das einzuzeichnen, was ihnen hier 
fehlt: eine Sitzgelegenheit am Wegesrand, 
Gemüsepflanzen, Laternen oder auch mal ein 
Einhorn. In rund einer Stunde entsteht ein Ge-
meinschaftskunstwerk als Stadtbild, an dem 
rund 30 Personen mitwirken. Das Kunstwerk 
entfaltet sein kritisches Potenzial, indem es 
Gegenwart und Utopie verbindet, Verände-
rungspotenzial aufzeigt und zugleich vielfäl-
tige Standpunkte zusammenbringt.

Während sich der KubiZack eher der städti
schen Umwelt zuwendet, stehen bei einer Zei-
chenaktion am Wesertorplatz die Menschen 
im Zentrum. Der Platz leidet unter einem 
schlechten Image. Baulich als Durchgangsort 
konzipiert und durch öffentlichen Alkohol-

konsum geprägt, wirft er die Frage auf, was 
Plätze in einer Nachbarschaft lebenswert 
macht und für wen sie zur Verfügung stehen 
sollen. Diesem Konflikt stellt sich der Runde 
Tisch Wesertor, der Verdrängung und Aus-
schluss methodisch Begegnungsformate und 
Räume für Austausch gegenüberstellt. Auch 
hier kommt die Kunst ins Spiel: An einem et-
was trüben Septembernachmittag betreten 
elf Künstler*innen auf Einladung von Hier im 
Quartier und dem ZI Zeicheninstitut den Platz. 
Im Gepäck haben sie neben den üblichen 
Zeichenutensilien Klapptische, Sitzmöbel und 
angesichts des Wetters einen etwas optimis-
tischen Sonnenschirm. Einen Nachmittag lang 
werden sie die Menschen des Platzes porträtie-
ren – ganz gleich, ob diese für gewöhnlich auf 
dem Platz sitzen oder ihn nur passieren. Auf 
dem Weg zu den fertigen Bildern entstehen 
viele Gespräche, in denen ganz persönliche 
Erfahrungen und Lebenswege geteilt werden. 
Und auch wenn der Prozess wichtiger ist als die 
fertigen Arbeiten, werden die Zeichnungen di-
rekt auf dem Platz ausgestellt.

Neben solchen temporären Kunstaktio-
nen entfaltet partizipative Kunst eine beson-
ders starke demonstrative Wirkung, wenn 
sie dauerhaft im öffentlichen Raum sichtbar 
ist. Ein Beispiel hierfür ist das partizipative 
Wandbild, das der Künstler Jens Besser ge-
meinsam mit Menschen aus der Nachbar-
schaft verwirklicht hat. In einem einwöchigen 
kollaborativen Malprozess werden nicht nur 
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Mit dem KubiZack der Künstlerin Liska 
Schwermer-Funke wird die Umgebung 
„übermalt“ und das Stadtbild ergänzt.

Ideen für das Motiv gesammelt, sondern ein 
offener Gestaltungsprozess im Rahmen eines 
Future Mural Labs angestoßen. Dieser findet 
im Boreal, dem Biergarten des Kulturzentrum 
Schlachthof seinen Platz. Ausgehend von der 
Leitfrage, was den Menschen in ihrem Stadt-
teil wichtig ist und was ihnen fehlt, entstehen 
erste Skizzen. Diese werden mittels Beamer-
Projektionen direkt auf der Wand an Ort und 
Stelle gezeigt und zu einem abgestimmten 
Entwurf zusammengetragen. Die anschlie-
ßende Einladung zum gemeinsamen Malen 
ermöglicht eine unmittelbare Beteiligung 
und gemeinschaftliche Verantwortung für 
das entstehende Bild. Die fertige Arbeit zeigt 
zentrale Aspekte, die die Menschen mit der 
Nordstadt verbinden: Lebensraum und Hei-
mat, Begegnung, Vielfalt und Lebensfreude. 
Gleichzeitig werden auch fehlende oder ver-
drängte Orte sichtbar gemacht: ein ehemali-
ger Bauwagenplatz, ein geschlossenes alter-
natives Kulturzentrum oder der Bedarf nach 
einer öffentlichen Toilette am nahegelegenen 
Nordstadtpark. Die fertige Arbeit ist Aus-
druck kollektiver Selbstverortung und lässt 
die Anliegen und Bedürfnisse der Menschen, 
aber auch die Umkämpftheit des öffentlichen 
Raums zum sichtbaren Teil des Stadtbildes 
werden. Das Format des modernen Wand-
bildes wird so zu seinen lateinamerikanischen 
Wurzeln zurückgeführt, nach denen es ein 
Instrument des Selbstausdrucks und der Kom-
munikation in der Nachbarschaft ist.
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Im Rahmen eines Future Mural Labs gestalten Menschen aus dem Stadtteil große Wand-
gemälde mit Vorstellungen zum eigenen Stadtteil.
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BERICHTE

Die Herbsttagung der DVPB 
2025: Künstliche Intelligenz und 
Entgrenzung der sozialen Medien – 
Herausforderungen für Demokratie, 
Gesellschaft und politische Bildung
Gewinnbringende Einblicke in die vielen Facetten 
der künstlichen Intelligenz und deren Herausfor-
derungen und Chancen für Demokratie, Gesell-
schaft und politische Bildung 

Die DVPB-Herbsttagung 2025 fand vom 6. bis 8. No-
vember im idyllisch gelegenen Butenschoen-Haus in 
Landau statt. Die Veranstaltung wurde in Koopera-
tion mit dem DVPB-Landesverband Rheinland-Pfalz 
durchgeführt, der damit gleichzeitig die 25. Tage der 
Politischen Bildung in Rheinland-Pfalz feierte. In 
den insgesamt sechsundzwanzig angebotenen Vor-
trägen und Workshops wurde die sehr aktuelle und 
zukunftsrelevante Thematik sowohl aus der schuli-
schen und außerschulischen politischen Bildung, der 
Bildungspraxis sowie aus den fachwissenschaftlichen 
Bezugsdisziplinen beleuchtet. Dieser gelungene Mix 
trug sicher dazu bei, dass die verfügbaren 90 Plätze 
schon frühzeitig ausgebucht waren.

Das Programm ist zu finden unter https://dvpb.
de/wp-content/uploads/2025/11/final_Flyer-Pro-
gramm-Herbsttagung25.pdf

  
Die folgenden drei gut gewählten Auftaktvorträge 
boten eine gute Klammer für die ganze Veranstal-
tung, da sie fundiert die Auswirkungen und Gefahren 
von Social Media für Politik, Gesellschaft und Kultur 
hinsichtlich Steuerung, Desinformation und Manipu-
lation aufzeigten.

Prof.in Dr.in Judith Möller (Leibniz-Institut für Me-
dienforschung I Hans-Bredow-Institut) untersuchte in 
ihrem Eröffnungsvortrag die Frage „(Wie) wirkt Social 
Media auf Wahlentscheidungen und politische Regie-

rungssysteme?“ Dabei wies sie auf die Möglichkeiten 
des „kollaborativen Filterns“ durch Algorithmen sowie 
die Optimierung des „Contents“ auf Social Media hin. 
Für die Short Video Services (YouTube Shorts, TikTok, 
Instagram Reels) sei das zentrale Ziel aktuell die Maxi-
mierung der Verweildauer auf der eigenen Plattform, 
während auf Facebook früher die Anzahl an Klicks 
zentral gewesen sei. Als zentrale Aufgabe beschrieb 
Möller den Schutz des Mediensystems, das die „Inf-
rastruktur“ für die Gesellschaft und die Basis für die 
politische Urteilsfähigkeit in der Demokratie darstelle.

Prof. Leo van Waveren (RPTU Kaiserslautern) 
nahm das Tagungsthema aus der Perspektive der 
Informatik in den Blick und stellte die grundlegende 
Frage: „Was ist und kann Künstliche Intelligenz?“ 
Während Künstliche Intelligenz im medialen Diskurs 
entweder als Weltuntergang oder als Allheilmittel 
beschrieben werde, sei die „Entmystifizierung“ von 
Künstlicher Intelligenz wichtig. Schließlich handele es 
sich, so führte er in Bezug auf die Definition des Euro-
päischen Parlaments aus, bei Künstlicher Intelligenz 
um die „Fähigkeit einer Maschine, (…) menschliche 
Fähigkeiten zu imitieren“, ohne dass die KI diese Fä-
higkeiten selbst erlerne. 

Prof. Dr. Stephan Winter (RPTU Landau) blickte 
schließlich aus medienpsycholgischer Perspektive 
auf die Frage: „Wie wirken Social Media und KI aus 
psychologischer Sicht auf Individuen und Kollektive?“ 
Winter hinterfragte die öffentliche Diagnose von So-
cial Media als „Radikalisierungsmaschine“. Mit Bezug 
auf die eigene Forschung zu kognitiven Verzerrun-
gen gelangte er zum „vorläufigen Fazit“, dass Social 
Media je nach Zielgruppe spezifisch wirke und die 
vorschnelle Annahme allgemeiner Zusammenhänge 
nicht wissenschaftlich untermauert werden könne. 
Zugleich benannte er demokratisch problematische 
Auswirkungen wie die Verstärkung vorhandener Ten-
denzen und Polarisierungen.

Es geht um den „Echtheitstest“ (L. van Waveren) 
bei der Benutzung von KI und dazu bedarf es der Fä-
higkeit des „Deep Learnings“ und des „Decodierens“ 
der durch die KI gelieferten Informationen durch 
Faktenanalysen, um die durch Social Media und KI 
bedingten psycholgischen Gefahren der kognitiven 
Verzerrungen und der Emotionalisierungen sowohl 

als Individuum als auch Kollektiv zu erkennen und zu 
reflektieren (S.Winter)

In der anschließenden Workshoprunde konnten 
die Teilnehmenden je nach ihren persönlichen Präfe-
renzen zwischen den folgenden praxisorientierten 
Angeboten wählen und ihre Kompetenzen im Aus-
tausch diskursiv vertiefen: 
Vortrag: „ ,Okay, kann ich hier was anklicken?‘ – Me-
dienethnographie digitalisierter Fortbildungsange-
bote" Jana Ziel & Prof.in Dr.in Andrea Szukala (Uni 
Augsburg)
Vortrag: Offener Code statt Black Box: Algorithmi-
sche Macht verstehen – Ein Design Research-Projekt 
zu TikTok, mit Python und unter KI-gestützter Ent-
wicklung Dr. Christian Mühleis (PH Heidelberg) 
Vortrag: Künstliche Intelligenz: Revolution der inter-
nationalen Politik oder Risiko für globale Konflikte? 
Dr. Helge Batt (RPTU Landau) 
Vortrag: „Fachdidaktische Diskurse zu digitalen Me-
dien als Lerngegenständen in fachdidaktischen Zeit-
schriften der Fächer Deutsch und Sozialwissenschaf-
ten“ Prof. Dr. Alexander Wohnig & Jun.-Prof.in Dr.in 
Anna Hoffmann (Uni Siegen)
Vortrag: „Welche Aufgaben hat politische Medienbil-
dung im Kontext von LLMs? Gemeinwohl – Ökono-
mie – Instrumentalisierung“ Kai Löser (Wilhelm-Hein-
rich-Riehl-Kolleg Düsseldorf)

Der erste intensive und sehr diskursive Tagungstag 
endete mit einem feierlichen und gemütlichen Bei-
sammensein anlässlich des Silberjubiläums der Tage 
der Politischen Bildung, zu dem erfreulicherweise der 
rheinland-pfälzische Bildungsminister Herr Sven Teu-
ber als Gast von Herrn Sauer begrüßt werden konnte. 
Teil des Abendprogramms war auch ein Kabarettbei-
trag von Jens Neutag aus Berlin. 

In seinem Grußwort würdigte er die Arbeit insbe-
sondere des Landesverbandes der DVPB zur Demo-
kratiebildung und sagte seine weitere Unterstützung 
der schulischen und außerschulischen Politische Bil-
dung zu. 

 Der DVPB-Bundesvorsitzende Alexander 
Wohnig (l.) und der rheinland-pfälzische Lan-
desvorsitzende Michael Sauer (r.) 
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Ilka Hameister (re) und Jana Ziel (li) im Rahmen der Workshoprunde 1 am Donnerstag, 6.11.
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Der zweite Tag startete mit dem Vortrag von  
Prof. Dr. Thorsten Thiel (Uni Erfurt) zum Thema „Di-
gitalisierung – Eher problematisch oder eher unter-
stützend für die Demokratie?“ 

Prof. Thiel problematisierte zunächst die Frage-
stellung selbst, schließlich führe die Pro-Contra-Pola-
rität leicht zu einem falschen Gleichgewicht und zur 
Suggestion einer individuell lösbaren Problemstel-
lung. Stattdessen seien „konkrete Kontexte demo-
kratischer Veränderung“ zu fokussieren, wobei das 
jeweilige Demokratieverständnis differenziert und 
expliziert werden müsse. Dabei differenzierte er zwi-
schen realen Gefahren durch Desinformation oder 
personalisierte Assistenzsysteme, wie die Schwä-
chung einer pluralistischen Informationslandschaft 
und überschätzten Gefahren wie „Filterblasen 2.0“ 
durch KI und Social Media, deren Existenz sozialwis-
senschaftlich bislang nicht ausreichend belegt wer-
den konnte. 

Abschließend nahm Prof. Thiel die Evolution des 
Politikfelds „Digitalpolitik“ in den Blick und die zuneh-
mend stärker gewordene Bedeutung des Staates im 
Zuge „digitaler Souveränität“.

Er stellte zum einen die vielfachen Nutzungs-
möglichkeiten der digitalen Medien zur Informations-
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beschaffung heraus und zum anderen die Gefahren 
hinsichtlich Fakes.

Die folgenden beiden Workshoprunden thema-
tisierten vom Tagungsthema ausgehende medien-
didaktische fachwissenschaftliche, fachdidaktische 
und unterrichtspraktische Fragestellungen und boten 
dazu verschiedene von den Workshop-Leitungen 
erprobte gelungene Lösungsansätze für den Fort-
bildungsbereich der Politiklehrkräfte und der Unter-
richtspraxis an.

Besonders zum Nachdenken regte Dr.in Alina Ga-
les (TU München) in ihrem Vortrag „Fördern KI und 
Social Media Diskriminierungsprozesse in unserer Ge-
sellschaft?“ an, da sie hinsichtlich der digitalen Souve-
ränität deutlich auf die Probleme der Wahrheitsfin-
dung durch Bias und kulturpezifische Ausrichtungen 
der trainierten KI durch Diskriminierungen/poten-
zielle Desinformationen und Deepfakes verwies. Sie 
sprach vom Problem eines „neuen Kolonialismus“ im 
Kontext des Datenkapitalismus. Deshalb forderte sie 
Mitbestimmungsrechte und digitale Reglementierun-
gen, um Machtstrukturen und Exklusionsmechanis-
men entgegenzuwirken, damit KI-gestützte Anwen-
dungen und soziale Netzwerke nicht zu bestehenden 
oder neuen Ungleichheiten beitragen. 

Der zweite Tag endete mit einem Stadt-Spazier-
gang entlang der Orte der Landauer Demokratiege-
schichte, angeboten von Thomas Handrich. 

Am Samstag bereicherten weitere praxiserprobte 
Angebote zum kritischen Umgang mit Verschwö-
rungstheorien, KI und Desinformation wie die Vor-
stellung des Makerspaces als innovatives Lernar-
rangement zur Stärkung digitaler Kompetenzen die 
Tagung für die Teilnehmenden.

Ergebnisse/Learnings der Tagung

Da Digitalpolitik immer Demokratiepolitik (Prof. 
Thiel) ist, bestand bei den Teilnehmenden große Ei-
nigkeit hinsichtlich der Notwendigkeiten von staatli-
chen und internationalen Regulierungsmechanismen 
zur Wahrung der Individual- und Kollektivrechte und 
zur Verhinderung von Manipulationen und Diskrimi-
nierungen.

Aufgabe der Politischen Bildung in diesem Trans-
formationsprozess ist es durch vielfältige Zugänge 
und Methoden einen kritisch-reflektierten Umgang 
mit Social Media und KI als Gegenstand und Metho-
de zu ermöglichen, um so die Demokratiebildung zu 

fördern. Denn die Erhaltung der digitalen Souveräni-
tät erfordert kritisches Bewusstsein und Urteils- bzw. 
Handlungsfähigkeit. Dazu wurden in den verschie-
denen praxisorientierten Workshops zahlreiche er-
probte innovative Beispiele wie der Makerspaces für 
die schulische und außerschulische politische Bildung 
oder eines Serios Games wie „Mission Ganymed“ ge-
liefert, sodass alle Teilnehmenden sehr zufrieden mit 
vielen neuen Ideen und Erkenntnissen im Gepäck den 
Heimweg antreten konnten.

Wir bedanken uns herzlich bei dem Landesver-
band Rheinland-Pfalz und insbesondere bei dem 
DVPB-Landesvorsitzenden Herrn StD Michael Sauer 
für die Organisation und Moderation der Tagung. Er 
sorgte dafür, dass alle Vortragende als Wertschät-
zung eine Flasche Pfälzer Wein zur Erinnerung an 
die Tagung in der Pfälzer Region zu Hause genießen 
konnten.

Unser weiterer Dank gilt: 
•	 Frau Dr. Anja Diesel und dem ganze Team vom 

Butenschoenhaus sowie dem  Erziehungswissen-
schaftlichen Fort- und Weiterbildungsinstitut der 
evangelischen Kirchen in Rheinland-Pfalz (EFWI) 
für die Gastfreundschaft, die Organisation vor 
Ort und die kulinarische Versorgung, die allen in 
positiver Erinnerung bleiben wird. 

•	 Der Bundeszentrale für die finanzielle Förderung 
und insbesondere Herrn Dr. Peter Zorn. 

•	 Dem DVPB-Vorsitzenden Prof. Dr. Alexander 
Wohnig und den weiteren Mitgliedern des DVPB 
Vorbereitungs- und Durchführungsteam wie Prof.
in Dr.in Andrea Szukala, Joshua Hausen und Dana 
Grebner.

Da sich die kooperative Ausrichtung der 2–3-tägigen 
DVPB-Herbsttagungen mit jeweils einem Landesver-
band wieder als sehr erfolgreich erwiesen hat, wird 
die nächste Herbsttagung zum Thema Soziale Un-
gleichheit(en) in der Demokratie und der politischen 
Bildung 2026 in Kooperation mit dem Landesverband 
NRW vom 19. bis 21.November 2026 an der Univer-
sität Siegen – Seminarzentrum Campus Unteres 
Schloss stattfinden. 

Christel Schrieverhoff und  
Andreas Schlattmann, DVPB NW

Bildungsminister Sven Teuber

Bremen
Neuer Vorstand in Bremen

Im Rahmen der turnusmäßigen Mitgliederversamm-
lung des Bremer Landesverbands der DVPB wurde 
am 11. Dezember 2025 ein neuer Vorstand gewählt. 
Das Foto zeigt von links: Lynn Henry König (Beisitzer), 
Dr. Hendrik Kasper Schröder  (2. Vorsitzender), Sarah 
Göhmann (1. Vorsitzende), Claudia Froböse (Schatz-
meisterin), Serkan Yumru (Beisitzer), Jan Eike Thor-
weger (Beisitzer), Dr. Corinna Sührig (Beisitzerin) und 
Regina Piontek (Beisitzerin). 

Der neu gewählte Vorstand vereint bewährte Er-
fahrung mit frischen Impulsen und blickt engagiert 
auf die kommenden Aufgaben und Herausforde-
rungen des Jahres 2026. Der bisherige wie auch der 

neue Vorstand danken den 
Mitgliedern herzlich für 
das entgegengebrachte 
Vertrauen und freuen sich 
auf eine weiterhin konst-
ruktive und erfolgreiche 
Zusammenarbeit im Sinne 
der politischen Bildung im 
Land Bremen.

� Hendrik K. Schröder
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Nordrhein-Westfalen

Politische Bildung zwischen 
Neutralitätsmythos und demokra-
tischer Haltungspflicht: Radikaler 
Universalismus als Kompass
Veranstaltungsbericht und bildungspolitische Ein-
ordnung 

Am 28. November 2025 lud der Internationale Ju-
gendverband (IJV) – eine noch junge Organisation, 
die sich für eine „lebenswerte Zukunft unabhängig 
von Herkunft“ einsetzt – an die Universität zu Köln 
ein. Unter dem Titel „Dürfen Lehrkräfte politisch 
sein?“ diskutierten rund 30 (angehende) Lehrkräfte, 
Studierende und Mitglieder der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW) über die Grenzen und 
Möglichkeiten politischer Bildung. Die Veranstaltung, 
organisiert von Thilo Schmidt (IJV Köln), richtete sich 
gezielt an junge Menschen, die sich in Schule und Ge-
sellschaft für demokratische Werte engagieren. Die 
Deutsche Vereinigung für Politische Bildung NRW 
(DVPB-NW) steuerte einen einführenden Input zum 
Mythos der Neutralität bei und begleitete die an-
schließende Debatte.

Der Ruf nach Neutralität ist längst kein pädago-
gisches Prinzip mehr, sondern ein politisches Kampf-
konzept – insbesondere von rechtspopulistischen 
Akteur:innen instrumentalisiert, um demokratische 
Bildung einzuschränken. Die Diskussion offenbarte, 
dass die Forderung nach „Neutralität“  nicht zu Aus-
gewogenheit, sondern zu Verunsicherung, Selbst-
zensur und der Erosion demokratischer Haltungs-
pflicht führt.

Zwischen pädagogischem Auftrag und  
institutioneller Blockade

Die Teilnehmer:innen – vor allem Referendar:innen 
und junge Lehrkräfte – berichteten von konkreten 
Erfahrungen aus dem Schulalltag. Eine Referendarin 
schilderte, wie sie bei der Thematisierung von Men-
schenrechtsverletzungen in einem internationalen 
Konflikt von der Schulleitung „gebremst“ wurde – 
mit dem Verweis auf „Mäßigung“. Ihr Anliegen war 
jedoch nicht Parteilichkeit, sondern die Befähigung 
von Schüler:innen, Unrecht zu erkennen. Viele Lehr-

kräfte fühlen sich von Schulleitungen oder Behörden 
alleingelassen, wenn es um kontroverse Themen 
geht. Besonders brisant sind Situationen, in denen 
staatliche Positionen und die Verpflichtung zur Ach-
tung der Menschenwürde kollidieren – etwa wenn 
Regierungen in internationalen Krisen Menschen-
rechtsverletzungen ignorieren oder sogar unter-
stützen. Was sollte hier die Rolle unserer Lehrkräfte 
sein? Diskutiert wurde auch die Frage, ob Bildung 
staatliche Narrative einfach reproduzieren sollte oder 
ihrer Verantwortung für die Würde jedes Einzelnen 
gerecht werden sollte.

Was fehlt ist eine theoretische Verortung 
oder ein Kompass

Hier bietet die Philosophie Omri Böhms eine klare Ori-
entierung. Böhm, dessen Denken an Kants katego-
rischen Imperativ anknüpft, argumentiert: Absolute 
Gerechtigkeit ist nicht verhandelbar. Sie gründet auf 
der unantastbaren Würde des Menschen und steht 
über staatlichen Gesetzen, politischen Allianzen oder 
religiösen Dogmen. Für die politische Bildung folgt 
daraus:
„Wenn der Staat gegen die Prinzipien der Menschen-
würde handelt, darf Bildung nicht schweigen. Im 
Gegenteil: Gerade dann muss sie Schüler:innen befä-
higen, Unrecht als solches zu benennen – gemessen 
am Maßstab universeller Gerechtigkeit.“

Diese Haltung ist kein akademisches Konstrukt, son-
dern eine historische Lehre aus den Verbrechen des 
Nationalsozialismus. Die weltweite Verabschiedung 
der universellen Menschenrechte und die Gründung 
der Vereinten Nationen waren Antworten auf die Er-
kenntnis: Staatlichem Unrecht darf nie wieder unwi-
dersprochen bleiben.

Drei Handlungsfelder für eine streitbare Demo-
kratiebildung wurden dabei herausgearbeitet:

1. Menschenwürde als nicht verhandelbarer Maßstab
In internationalen Krisen, in denen systematische Un-
gerechtigkeit herrscht, dürfen Lehrkräfte diese nicht 
als „komplexe politische Lage“ relativieren. Stattdes-
sen gilt, dass Unrecht auch benannt werden muss. 
Konflikte entstehen nicht im „luftleeren Raum“. Lehr-
kräfte sollten ihre Wurzeln aufzeigen. Schüler:innen 
sollen Leid auf allen Seiten erkennen – und gleichzei-
tig strukturelle Gewalt identifizieren lernen.

2. Kritik zulassen
Besonders heikel wird es, wenn das eigene Land 
durch Schweigen oder einseitige Unterstützung 
Unrecht sogar legitimiert. Lehrkräfte sollten jedoch 
Transparenz herstellen. Offizielle Stellungnahmen 
sind eine Perspektive – aber keine Wahrheit. Schü-
ler:innen sollten lernen, staatliche Verlautbarungen 
auch mit unabhängigen Berichten zu vergleichen. 
Selbst in ausweglosen Konflikten gibt es zivilgesell-
schaftliche Initiativen, die für Gerechtigkeit kämpfen. 
Diese sichtbar zu machen, gibt Hoffnung und stärkt 
das vertrauen in Demokratien.

3. Streitbare Bildung als Schutz vor Indoktrination
Die Angst vor „Parteilichkeits“-Vorwürfen führt oft 
dazu, dass kontroverse Themen gemieden werden. 
Doch wie die GEW Niedersachsen betont: „Eine 
falsch verstandene Neutralität verletzt Amtspflich-
ten und gibt antidemokratischen Kräften Raum.“ 
Omri Böhms Philosophie erinnert uns: Bildung ist nie 
neutral. Sie ist immer positioniert – entweder für die 
Würde aller Menschen oder für die Bequemlichkeit 
des Schweigens.

Fazit: Mut zur Haltung

Die Veranstaltung endete mit einem dringenden Ap-
pell: Lehrkräfte brauchen mehr Unterstützung, um in 
solchen Konflikten handlungsfähig zu bleiben. Drei 
zentrale Forderungen kristallisierten sich heraus:
1.	 Fortbildungen zu menschenrechtsorientierter 

Konfliktanalyse.
2.	 Rechtliche Klarheit von Schulleitungen und Minis-

terien: Kritik an Menschenrechtsverletzungen ist 
kein Verstoß gegen das Neutralitätsgebot, son-
dern Pflicht in einer Demokratie.

3.	 Austauschplattformen, um Erfahrungen und 
Strategien zu teilen und sich gegenseitig Mut zu 
machen.

Die Resonanz  der Veranstaltung zeigte: Der Bedarf 
an solchen Austauschen ist enorm. Es geht um die 
Verteidigung demokratischer Grundwerte – auch 
und gerade dort, wo wir als Gesellschaft zu versagen 
drohen.

 � Iris Witt, Landesvorsitzende der  
Deutschen Vereinigung für  

Politische Bildung NRW

Bund
Mehr als 240.000 Unterschriften ge-
sammelt – die Kampagne geht weiter!
DVPB Bundesvorstand engagiert sich weiterhin in 
starkem Bündnis
Seit dem Sommer 2025 unterstützt der DVPB Bun-
desvorstand ein Bündnis als Gründungsmitglied, 
das sich für eine Stärkung politischer Bildung an 
Schulen einsetzt und sich dem Neutralitätsmythos 
entgegenstellt. Mitglied im Bündnis sind die Bundes-
schülerkonferenz, der Verein Teachers for Future, die 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) so-
wie Greenpeace. Gemeinsam mit dem Verein „Eltern 
gegen rechts“ und unterstützt von Campact haben 
wir Ende 2025 eine Petition mit dem Titel „Schule 
zeigt Haltung – Lehrkräfte stärken gegen Hass und 

Hetze“ gestartet und uns mit sieben Forderungen 
an die Bundesbildungsministerin und die 16 Kultus-
minister*innen gewandt. Wir fordern u.a. (1) Klare 
Leitlinien, (2) Rückendeckung, Rechtssicherheit und 
Schutz, (3) Hilfs- und Beratungsstrukturen, (4) Kon-
krete Hilfen für den Schulalltag, (5) Förderung von 
demokratischer Schulentwicklung, (6) Stärkung der 
Politischen Bildung und (7) ein flächendeckendes 
Monitoring und Konsequenzen!

Bis heute haben über 240.000 Menschen unsere 
Petition unterschrieben.

Nächster Schritt: Broschüre
Gemeinsam mit den Bündnispartner*innen und juris-
tischer Unterstützung durch die Rechtsabteilung der 
GEW und dem Volljuristen Paul König haben wir eine 
Broschüre entwickelt, die Lehrkräfte an den Schulen 

stärken soll. Darin ordnen wir unser Wirken als Bünd-
nis ein, klären über den Mythos „Neutralitätsgebot“ 
und bildungspolitische Begriffe wie den „Schulfrie-
den“ auf, stellen Prinzipien politischer Bildung als 
schulische Querschnittsaufgabe vor, zeigen an ganz 
konkreten Fallbeispielen auf, inwiefern sich Lehrkräf-
te auch politisch positionieren oder gar engagieren 
dürfen, welche Symbole für die Schule problematisch 
sein können und geben Hinweise und Handlungs-
empfehlungen für bestimmte Fallbeispiele, die den 
schulischen Alltag in Zeiten autoritärer Versuchun-
gen immer häufiger prägen. Die Broschüre kann 
kostenlos auf unserer Homepage als PDF herunter-
geladen werden – wir statten außerdem Landesver-
bände mit gedruckten Exemplaren aus, solange der 
Vorrat reicht.
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Die Tagung ist eine Kooperationsveranstaltung des 
Bundesvorstands der DVPB, des Landesverbandes 
Nordrhein-Westfalen der DVPB und der Bundeszen-
trale für politische Bildung (bpb)

2024 kam eine Studie der Hans-Böckler-Stiftung unter 
dem Titel „Ungleiche Teilhabe: Marginalisierte Arme – 
verunsicherte Mitte“ zu dem Urteil, dass die Ungleich-
heit bei den Einkommen in Deutschland immer größer 
wird und die Angst vor dem Abstieg weiter wächst 
sowie das Vertrauen in die Institutionen zu sinken 
droht. Während der Anteil der armen Bevölkerung 
kontinuierlich ansteigt, verzeichnen die Vermögen von 
Milliardär:innen ein schier ungebremstes Wachstum.

Ungleichheit hat Auswirkungen auf viele Bereiche 
der Gesellschaft und Lebensbereiche der Individuen: 
Auf die Gesundheit, das Wohlbefinden, die Teilhabe-
möglichkeiten an Gesellschaft, die Partizipationsbe-
dingungen an politischen Prozessen. Menschen, die in 
Armut leben, stehen weniger Ressourcen zur Verfü-
gung. Nahezu alle Studien zeigen, dass diese Menschen 
weniger Einfluss auf politische Entscheidungen haben. 
Dies hat verschiedene Gründe. Ein zentraler ist, dass 
von Fremdausschluss betroffene Menschen sich oftmals 
selbst aus politischen Prozessen ausschließen, da ihre 
Position kein Gehört findet und sie sich für politische 
Partizipation als nicht-berechtigt ansehen usw. Das 
Problem, vor dem die politische Bildung steht, wenn 
sie sich der Thematik der Ungleichheit widmet, ist kom-
plex, denn Ungleichheit zeichnet die Bildungsbiografien 
der Individuen in massiver Weise vor. Insbesondere das 
gegliederte Schulsystem wird kritisiert, Ungleichheit zu 
reproduzieren, indem es auf scheinbar gerechte Weise 
ungleiche Lebenschancen vergibt und verstetigt. 

Auf der Tagung soll diskutiert werden, inwiefern 
das gegenwärtige Wirtschaftssystem nicht nur von 
Ungleichheit geprägt, sondern auch auf sie ange-
wiesen ist, d. h. ob Ungleichheit ein ‚Nebeneffekt‘ 
oder eine funktionale Notwendigkeit ist oder noch 
weitere Funktionen erfüllt. Politische Bildung erreicht 
oft genau diejenigen nicht, die am stärksten von 
Ungleichheit betroffen sind – und verstärkt so be-
stehende Asymmetrien: Wer viel politische Bildung 
erfährt, nimmt auch Angebote der politischen Bil-
dung wahr. Wer lange im Schulsystem verweilt und 
Abitur macht, erhält in der Regel viel mehr politische 
Bildung als Personen, die die Oberstufe nicht besu-
chen. Ungleichheit beeinflusst zudem den Zugang 

Soziale Ungleichheit(en) in der Demokratie und der politischen Bildung
Call for Papers für die Herbsttagung 2026 der Deutschen Vereinigung für Politische Bildung e.V. (DVPB) vom 19.11.2026 ab 
13:00 Uhr bis 21.11.2026 11:30 Uhr an der Universität Siegen – Seminarzentrum Campus Unteres Schloss.

zu politischer Bildung. In der außerschulischen poli-
tischen Bildung im Speziellen und der Jugendarbeit 
im Allgemeinen gibt es oft höhere Zugangshürden, 
als es das Selbstverständnis der Akteur:innen und 
der Institutionen vermuten lässt. Auch hier regelt die 
ungleiche Verteilung an Ressourcen den Zugang (zu-
mindest mit). Verschiedene Ansätze der politischen 
Bildung versuchen dies zu berücksichtigen und An-
gebote für bestimmte Zielgruppen anzubieten, die 
Zielgruppen aufzusuchen oder mit Methoden und 
Konzepten zu arbeiten, die bestimmte Zielgruppen in 
ihrem Politikbegriff zu erreichen versuchen. 

Analysen zeigen, dass wirtschaftliche Zusammen-
hänge oft als ‚neutral‘ oder ‚alternativlos‘ dargestellt 
werden. Zu diskutieren ist, inwiefern Themen wie Ver-
mögensungleichheit, Lohnarbeit oder Finanzmarkt-
macht als politische Gestaltungsfragen im Diskurs und 
in der politischen Bildungsarbeit erscheinen. Ähnliches 
gilt für die Darstellung von Themen wie „Soziale Markt-
wirtschaft“ oder alternativen Wirtschaftsmodellen. 

Gleichzeitig gewinnen Kategorien wie Klasse, 
Schicht oder Milieus in der Gesellschaftstheorie und 
in Zeit- sowie Gesellschaftsdiagnosen an Konjunktur.  
Das Problem, dass große Ungleichheiten eine Gefahr 
für die Demokratie sind, wird breiter wahrgenommen.  

Die Tagung spricht explizit Akteur:innen aus der 
Theorie und Praxis der schulischen und außerschu-
lischen Bildung sowie den Professionen der Sozial-
wissenschaften (Soziologie, Politikwissenschaft, Öko-
nomie), den Erziehungswissenschaften, der Sozialen 
Arbeit und Sozialpädagogik sowie weiteren angren-
zenden Bereichen an. Eingereicht werden können:
–	 Vorträge und Workshops, die Ungleichheit im 

Verhältnis zu Demokratie, Politik, Gesellschaft, 
Ökonomie beschreiben, problematisieren. Dabei 
kann es um das Verhältnis von Demokratie und 
Kapitalismus, von Demokratie, Ungleichheit und 
politischer Bildung, um sozioökonomische Aspek-
te politischer Ungleichheit oder auch die Frage 
gehen, wieviel Ungleichheit eine Demokratie er- 
und vertragen kann.  

–	 Vorträge und Workshops, die Ungleichheit als 
Herausforderung für die politische Bildung be-
schreiben. Dabei kann es um strukturelle Fragen 
oder auch konkrete Forschungsprojekte, etwa zur 
Reproduktion von Ungleichheit in der politischen 
Bildung, in Bildungsmedien (Schulbücher, Unter-
richtsmaterialien von Stiftungen, Materialien der 

außerschulischen Bildungsarbeit), durch Metho-
den der politischen Bildungsarbeit usw. gehen.

–	 Vorträge und Workshops, die (aktuelle, aber ger-
ne auch solche aus der Vergangenheit) Konzepte, 
Ansätze und Methoden darstellen/erfahrbar ma-
chen, wie in der schulischen und außerschulischen 
politischen Bildung mit Ungleichheit (als Gegen-
stand, als Diskriminierung, als Realität der Lern-
gruppen) umgegangen werden kann, etwa mit 
der Beobachtung des Fremd- und Selbstausschlus-
ses von Ungleichheit betroffenen Menschen.

–	 Vorträge und Workshops, die konkrete bildungs-
praktische Ansätze aus der schulischen und außer-
schulischen Bildung präsentieren, die wiederum 
Ungleichheit thematisieren oder mit ihr umzuge-
hen versuchen.

–	 Konzepte, Ansätze, Projekte und Methoden aus 
der Jugendarbeit / der Sozialen Arbeit mit Bezug 
zur politischen Bildung, die Ungleichheit themati-
sieren oder mit ihr umzugehen versuchen.

–	 Beiträge zur Frage, welche Bedeutung (und auf 
welcher Ebene) das Thema der Tagung für Interes-
sensverbände der politischen Bildung haben könn-
te und wie diese sich zu der Frage nach Ungleich-
heit und Politische Bildung positionieren sollten.

–	 Neben diesen thematischen Beiträgen planen 
wir ein durchgehendes inhaltliches Schwerpunkt-
panel, in dem selbstreflexiv und selbstkritisch die 
Frage nach der Rolle der politischen Bildung – ihrer 
Theorie, Praxis, Verbandsarbeit usw. – im Kontext 
autoritärer Gesellschafts- und Demokratieentwick-
lungen gefragt werden soll.

–	 Beiträge und Workshops, die methodisch auch et-
was Experimentelles wagen, sind ausdrücklich er-
wünscht. Dazu zählen auch ästhetische und künst-
lerische Zugänge oder Workshops im öffentlichen 
Raum. 

Bitte senden Sie Ihre Beitragsvorschläge als höchs-
tens einseitiges Abstract mit Angaben zu Titel, Ver-
anstalter:innen, Inhalten, gewünschtes Format und 
benötigte Zeit bis zum 15.05.2026 an Dana Grebner 
(kontakt@dvpb.de).
Geplant ist, dass Tagungskosten und Reise- sowie Un-
terbringungskosten für Vortragende und Workshop-
leitende von den Veranstalter:innen übernommen 
und über die DVPB abgerechnet werden.

Didacta 2026
Auch auf der DIDACTA sind wir gemeinsam vertre-
ten. Am Donnerstag, 12. März 2026 gestalten wir 
ein Forum mit dem Titel „Mythos Neutralität – wie 
Lehrkräfte Haltung zeigen“. Der Begriff des Neutrali-
tätsgebots geistert durch die Bildungseinrichtungen 
und verunsichert Beschäftigte an Schulen. Dabei gibt 

es kein Gebot, sich neutral zu verhalten, wenn es um 
das Grundgesetz und demokratische Prinzipien, Men-
schenrechte, Minderheitenschutz und Rechtsstaatlich-
keit geht. Dennoch wird der Begriff instrumentalisiert 
und unsachgemäß verwendet, um Lehrkräfte gezielt 
einzuschüchtern. Was genau verbirgt sich hinter dem 
vermeintlichen Neutralitätsgebot? Wie können die 

Kolleg*innen an Schulen Haltung zeigen und sich 
gegen Demokratie- und Menschenfeindlichkeit posi-
tionieren? Und wer stärkt den Lehrkräften bei dieser 
wichtigen Aufgabe den Rücken? Diese Fragen disku-
tieren wir gemeinsam. Für den Bundesvorstand der 
DVPB ist unser Zweiter Bundesvorsitzende JProf. Dr. 
Steve Kenner auf dem Podium vertreten.

Dieser Beitrag ist digital auffindbar unter: DOI https://doi.org/10.46499/2591.3815

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Literatur
Handlungsstrategien politischer 
Bildungsakteur:innen in der 
Klimagerechtigkeitsbewegung

Julia Lingenfelder: Politische Bildung und so-
zial-ökologische Transformation. Impulse aus 
Bildungspraxen der Klimagerechtigkeitsbe-
wegung. Frankfurt a.M., Wochenschau Verlag 
2025, 416 Seiten, 54,00 Euro (digital als Open 
Access).

Julia Lingenfelder untersucht in ihrer Disserta-
tion „politische Bildung im Kontext sozial-ökolo-
gischer Transformation“ (S. 204). Ihr Fokus liegt 
auf Bildungs- und Lernprozessen in der Klimage-
rechtigkeitsbewegung, wobei sie besonders nach 
der Eingewobenheit von Bildung in Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse fragt. Die Autorin führt 
leitfadengestützte Expert:inneninterviews mit be-
wegungsnahen Bildungsakteur:innen, um diesem 
Erkenntnisinteresse nachzugehen. Vor diesem Hin-
tergrund liegt ihr Schwerpunkt auf intendierten Bil-
dungsformaten.
Im ersten Teil ihrer Arbeit gibt Lingenfelder eine 
umfangreiche Übersicht über Diskurse um gesell-

schaftliche Transformation und (politische) Bildung 
im Kontext von Transformation. Daran anknüpfend 
führt sie in das Feld der gegenwärtigen Klimagerech-
tigkeitsbewegung ein und legt ihren hegemonietheo-
retischen Blick (nach Marx und Gramsci) auf soziale 
Bewegungen dar. Gleichzeitig werden bereits erste 
Bezüge zwischen Handlungen in sozialen Bewegun-
gen und damit einhergehenden Lern- und Bildungs-
prozessen geklärt.

Aus den Interviews der Haupterhebungsphase, 
teilnehmenden Beobachtungen und ergänzenden 
Kontextinformationen erarbeitet Lingenfelder mit-
hilfe der reflexiven Grounded Theory Bedingungen, 
zentrale Handlungsstrategien sowie Konsequen-
zen von und für Bildungsarbeit. Die befragten 
politischen Bildner:innen betrachten sich durch ihre 
Arbeit als Teil eines umkämpften Transformations-
prozesses. In dessen Mittelpunkt stehen besonders 
gegenhegemoniale Bildung sowie weitere Hand-
lungsstrategien, die „ein Engagement in sozialen 
Bewegungen, den Aufbau von Alternativen, das An-
streben von Reformen sowie die Transformation von 
Selbst- und Weltverhältnissen beinhalten“ (S. 204). 
Die Transformationsverständnisse der Bildungsak-
teur:innen werden von der Autorin als theoriege-
leitet beschrieben und decken Gründe, Reichweite, 
(utopische) Zukunftsvorstellungen sowie mögliche 
Strategien von und für Transformation ab. Zur Sys-
tematisierung dieser Ansätze werden daraus vier 
Transformationspfade gebildet, die sich gegenseitig 
beeinflussen und nicht trennscharf sind. In einem 
optimistischen Szenario können nicht-reformisti-
sche Reformen, Nowtopias/präfigurative Politik, 
Widerstand und Forderungen sozialer Bewegungen 
sowie das Hinterfragen von Welt- und Selbstverhält-
nis einen Beitrag zu einer sozial-ökologischen Trans-
formation leisten.

Lingenfelder rekonstruiert aus der Perspektive 
der Bildner:innen „politische Bildungspraxis und Wis-
sensproduktion“ (S. 239) innerhalb der Bewegung. 
In diesem Verständnis werden besonders informelle 
Lern- und Bildungsprozesse als Ergebnis politischem 
Handelns, selbstorganisierte (non-formale) Bildungs-
formate und kollektives Lernen im Sinne von Wissens-
produktion in den Mittelpunkt gerückt. Diese Prozes-
se können auch nach außen getragen werden und 
ein „Lernen in der gesellschaftlichen Breite“ (S. 364) 
ermöglichen. Darüber hinaus werden die Rolle der 
Akteur:innen innerhalb der beschriebenen Praxen 
eingeordnet, um anschließend ihre verschiedenen 
Bildungsverständnisse abzubilden. Darunter fallen 

machtkritische Bildung oder transformatives Lernen, 
die sich von institutionalisierter Bildung abgrenzen. 
Abschließend werden bildungspolitische Implikatio-
nen und der Umgang damit besprochen. Diese zielen 
sowohl auf Einschränkungserfahrungen durch staatli-
che Rahmenbedingungen und Extremismusvorwürfe 
ab als auch auf reformistische Möglichkeiten durch 
Gremienarbeit. 

Zum Ende der Arbeit wird ein umfassender 
Möglichkeitsraum hinsichtlich einer transformativen 
Bildung eröffnet. Er reicht von Emanzipation über kol-
lektives Handeln bis zu ganzheitlichem Lernen.

Insgesamt geht aus der Arbeit hervor, dass der 
Anteil von Bildung an einer sozial-ökologischen 
Transformation zwar begrenzt ist, aber dennoch 
einen Beitrag leisten kann. Besonders gelungen ist 
die systematische Einordnung der Rolle von Bildung 
in ein hochkomplexes Feld. Die Verflechtungen der 
Diskurse um politische Bildung, soziale Bewegungen, 
Transformation und theoretische Annahmen mit den 
Ergebnissen und Interpretationen der Empirie geben 
einen differenzierten und verständlichen Einblick.

Lingenfelders empirische Erhebung fand in einem 
Zeitraum statt, in dem die Klimagerechtigkeitsbewe-
gung und ihre Inhalte in der Gesellschaft besonders 
präsent waren. Obwohl sich die gesellschaftlichen Be-
dingungen und der Aufmerksamkeitsfokus verscho-
ben haben, bleiben die Erkenntnisse zum Potenzial 
politischer Bildung für transformative Bestrebungen 
aktuell und relevant.

� Jonathan Feik

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Bildungsdenken für Maschinisten

Werner Friedrichs: (Post-)Apokalyptische Bil-
dungsmaschinen. Wie politische Bildung Zu-
kunft produziert. Frankfurt/a.M.: Wochenschau 
2025, 173 Seiten, 22,00 Euro (digital als Open 
Access)

Für gewöhnlich beginnen Rezensionen mit einem 
informierenden Überblick zum Argumentationsgang 
im vorgestellten Buch, meist entlang der Kapitelfol-
ge. Aber das ist in diesem Buch nicht möglich und es 
wird vom Verfasser wohl auch nicht gewollt: „Kein 
Argumentationsgang, der uns genau von A nach B 
führen wird. Vielmehr Wiederholungen, Zusammen-
stellungen, Assoziationen, Spekulationen, Verdich-
tungen, Dehnungen, Versatzstücke.“ (S. 9) Entspre-
chend machen die Kapitelüberschriften zwar neu-
gierig, verraten aber in Formulierungen wie „Weiter, 
weiter, weiter: ignorante Futurdizee“, „Die Geburt 
zukünftiger Realität aus dem Experimentalapparat“ 
oder „Von Problemen zu Störungen (der Maschinen 
und Apparate)“ zunächst wenig über den jeweiligen 
Inhalt, denn offenkundig geht es ja hier nicht um ein 
Werk aus dem Fach Maschinenbau, sondern um poli-
tische Bildung.
Gleichwohl stehen die Begriffe „Maschine“ und „Ap-
parate“ im Zentrum dieses Buch. Friedrichs verwen-
det sie in Anlehnung an Bruno Latour (und andere 
französische Philosophen) als Verbindungen mensch-
licher Hervorbringungen unterschiedlicher Art auch 
mit nicht-menschlichen Objekten: „Zahnräder befin-
den sich in einem Gefüge mit anderen Zahnrädern, 
aber auch Achsen, Transmissionsriemen, Schaltme-
chanismen, die wiederum mit anderen Materialien 
wie etwa Holz, Fleisch, Flüssigkeiten, Symbolen oder 
Imaginata verbunden sind. Sie bringen etwas zusam-
men. Machen Dinge funktionierend, prozessierend. 
(...)  Sie bilden einen Apparat. Einen Apparat, der et-
was erzeugt. (... ) welcome to the machine!“ (S. 10)
Die ganze Moderne ist für Friedrichs Ergebnis eines 
„Welterzeugungsapparat(s)“ (S. 82), der unter an-

derem die Vorstellung vom Menschen als eines der 
Welt gegenüberstehenden, Konzepte und Zugriffe 
auf diese Welt entwickelnden Subjekts hervorge-
bracht habe (S. 19), ebenso wie das heutige Zeit- und 
Raumverständnis und die Vorstellungen von einer ge-
staltbaren Zukunft. Auch der gesamte „Vermittlungs-
apparat“ didaktischen Denkens und pädagogischer 
Praxis sei als Aspekt dieser Welterzeugungsmaschine 
zu verstehen. Dieser Welterzeugungsapparat gerate 
nun zu Beginn des 3. Jahrtausends ins Stottern (S. 
86 ff.). Politische Bildung, die sich für Ziele wie Nach-
haltigkeit und gesellschaftliche Transformation ein-
setze, sei nur scheinbar kritisch; tatsächlich bleibe 
sie Teil der „(post)-apokalyptischen Maschine“ (S. 
10) – „Man hat sich gegenseitig einer kritischen Per-
spektive versichert und auf die Notwendigkeit einer 
Transformation hingewiesen. (...) Der Alltag bleibt 
auf seltsame Weise unberührt. Man wird morgen im 
Bioladen – in den man vielleicht mit dem Lastenrad 
fährt – sein Brot kaufen. Selbstverständlich! Es ist auf 
fast erschütternde Weise bequem und komfortabel.“ 
(S. 15)

Die Alternativen, die Friedrichs für politische Bil-
dung anbietet, bleiben recht allgemein. Es gehe dar-
um, dass sie „Kontakt zu den Apparaten herstellt, die 
Selbst, Welt und Zukunft erzeugen.“ Diese gelte es, 
detailgenau zu re- und zu dekonstruieren, um dann 
„experimentelle Eingriffe in das maschinelle Gefüge“ 
zu erproben. Eine Reihe, ebenfalls sehr allgemein 
bleibender, Beispiele schließt sich an (S. 120-125).

Es würde dem Buch nicht gerecht werden, ihm 
Praxisferne vorzuwerfen, denn erkennbar geht es 
Friedrichs um ein grundlagentheoretisches Nachden-
ken. Allerdings stellen sich auch auf dieser Ebene kri-
tische Fragen. So ist der Status der zentralen Begriffe 
Maschine und Apparat nicht ganz klar. Sind sie als 
Metaphern zu verstehen (wofür?) oder wenn nicht, 
in welchem Verhältnis stehen sie zur Verwendung 
dieser Begriffe in den Technikwissenschaften? Ist nur 
die westliche Moderne als „Welterzeugungsapparat“ 
zu verstehen oder würde das auch für andere und 
frühere Gesellschaften gelten? Friedrichs postuliert 
ein Denken in radikaler, materialistischer Immanenz, 
„diesseits der Transzendenz“ (S. 40). Dem würde 
wohl die große Mehrheit der heute lebenden Men-
schen nicht zustimmen – ist also nicht die Sichtweise 
von Friedrichs jedenfalls in dieser Hinsicht nicht ge-
rade Ausdruck jener westlichen Moderne, zu der er 
Distanz gewinnen will?

Gleichwohl regt das Buch von Werner Friedrichs 
zum Nachdenken an. Dabei hilft auch sein originelles 
Vorgehen, den eigenen Gedankengang immer wie-
der mit kursiv gesetzten Einwänden potenzieller Kriti-
ker zu unterbrechen. Das Buch fällt aus dem Rahmen 
üblicher Fachliteratur zur politischen Bildung. Man 
kann es mit Gewinn lesen, wenn man sich auf seinen 
Stil und Inhalt einlässt.

� Wolfgang Sander

Autoritäre Entwicklungen, extrem 
rechte Diskurse und demokratische 
Resonanzen

David Aderholz, Johanna Bröse, Georg Glä-
ser, Gudrun Hentges, Daniel Keil, Johanna Maj 
Schmidt, Johanna Maj, Oliver Decker (Hg.): Au-
toritäre Entwicklungen, extrem rechte Diskur-
se und demokratische Resonanzen. Weinheim, 
Beltz Juventa 2025, 267 Seiten, 35 Euro.

Die Einleitung der Herausgeber:innen macht deutlich, 
dass Extremismus kein Phänomen ist, das politisch 
marginalisierten Schichten der Gesellschaft zugeord-
net werden kann. Hierbei beziehen sie sich im weite-
ren Verlauf vorwiegend auf den Rechtsextremismus 
und lassen die Thematik des Linksextremismus auf-
grund ihrer bewusst vorgenommenen Fokussierung 
unbearbeitet. Der Rechtsextremismus wurzele nicht 
in den Rändern, sondern in der Mitte der Gesell-
schaft.

So formulieren sie mit dem Blick auf rechtsextre-
me Gewalt: „Die Gewalttäter können nur deshalb so 
ungehindert und offen agieren, weil ihre Motive aus 
der Mitte der Gesellschaft entspringen.“ (S. 7)

Das von Gudrun Hentges (Uni Köln) und Oliver 
Decker (Uni Leipzig) geleitete Graduiertenkolleg 
führte zu Forschungsprojekten, die im Rahmen des 
Herausgeberbandes zusammenfassend veröffent-
licht sind. Das Buch ist in vier Teile gegliedert.

Teil I untersucht transnationale und regionale 
Strukturen und grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit der extremen Rechten. Teil II untersucht 
einige Merkmale der populistischen sowie der ex-
tremistischen Rechten. Teil III ist mit der Thematik 
„Agitationsfeld Corona-Pandemie“ überschrieben. 
Hier stehen also weniger die Parteien der extremen 
Rechten, sondern Initiativen wie z.B. die Querdenker-
Bewegung, im Vordergrund. Teil IV bezieht sich auf 
Strategien gegen autoritäre Entwicklungen in der 
Gesellschaft und auf eine solidarische Gesellschafts-
politik.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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Georg Gläser und Gudrun Hentges stellen in 
ihrem für die politische Bildung besonders relevanten 
Beitrag fest, dass die AfD und auch Vorfeldorganisa-
tionen der AfD zunehmend Wert auf die Einflussnah-
me hinsichtlich politischer Bildung nehmen würden. 
Eigentlich würden die Versuche der extremen Rech-
ten nicht als Bildung bzw. politische Bildung bezeich-
net werden können, da das Bildungsverständnis vom 
Niveau und von der pädagogischen Intention her 
deutlich über den Maßnahmen der extremen Rech-
ten auf diesem Gebiet läge. Daher solle „politische 
Bildung von rechts“ lediglich als analytischer Arbeits-
begriff verwendet werden.

Die der AfD verbundene Desiderius-Erasmus-Stif-
tung (DES), fokussiert auf Kulturkampf, Bildungs- und 
Literaturpolitik von rechts, erhielt aufgrund eines 
2023 verabschiedeten Stiftungsfinanzierungsgeset-
zes bislang noch keine staatlichen Fördergelder in 
Millionenhöhe, da das Gesetz vorsieht, dass eine zu 
fördernde Stiftung aktiv für die Freiheitlich Demokra-
tische Grundordnung und den Gedanken der Völker-
verständigung eintreten müsse. Dennoch wird die 
DES zukünftig als wichtiges Scharnier zwischen AfD 

und außerparlamentarischer Rechter gesehen – so 
Gläser/Hentges (S. 124):

„Durch ihre Legitimation als parteinahe Stiftung 
und durch ihre parlamentarische Verankerung kann 
sie ähnlich wie ihre Mutterpartei rechte Diskurse in 
den politischen Betrieb einbringen und verstärken. 
Sie kann Wissensproduktion und Kader fördern und 
bildet einen direkten Zugang der Neuen Rechten ins 
politische Berlin. Zudem kann sie auch Wissen und 
Ressourcen in Netzwerke und Szenen der Neuen und 
extremen Rechten zurückspielen.“

Im Rahmen des Stiftungsfinanzierungsgesetz 
wurde eine Argumentation verwendet, die auf der 
Freiheitlichen Demokratischen Grundordnung basiert 
und im Rahmen des Konzepts der Wehrhaften Demo-
kratie die Sicherheit vor problematischen Kräften 
gewährleisten wollte. Dennoch könnten hierdurch 
nicht nur rechtsextreme Kräfte und Organisationen, 
sondern auch antifaschistische und radikal-demo-
kratische Bildungswerke aus dem Bereich „Kritischer 
politischer Bildung“ in den Fokus des Verfassungs-
schutzes geraten und hierüber von einer staatlichen 
Förderung abgeschnitten werden.

Es liegt ein aussagekräftiger und in weiten Teilen 
theoretisch versierter Herausgeberband vor, dessen 
Beiträge z.T. durchaus im Rahmen der Sekundarstufe 
II und in der Politiklehrer:innenbildung mit großem 
Erkenntnisgewinn Verwendung finden können. Hier 
werden theoriegeleitete Informationen über unter-
schiedliche Facetten extrem rechten Denkens und 
Handelns im nationalen und internationalen Zusam-
menhang vermittelt, die den Lernenden größtenteils 
neu sein dürften. Die Lektüre und Diskussion ausge-
wählter Beiträge aus diesem Herausgeberband könn-
te helfen, sich einem aktuellen politischen Phänomen 
zeitdiagnostisch und kritisch beurteilend zu nähern.

� Klaus Moegling

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.
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